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Vorwort

Die regelmässig erarbeiteten Studien des 
Arbeitskreises  Kapital und Wirtschaft, 
akw., behandeln stets aktuelle, wirtschaft-
lich relevante Fragen aus unternehmeri-
scher Sicht. Die aufschlussreichen Unter-
suchungsergebnisse werden jeweils in 
unserer „Schriftenreihe Rahmenbedin-
gungen“ publiziert, in Round Table – Ge-
sprächen kontrovers diskutiert sowie 
durch hochkarätige Referenten dem Pub-
likum näher gebracht.  

Zu den behandelten Themen gehörten 
wirtschafts-, finanz- und gesellschaftspoli-
tische Fragen, welche oft eine öffentliche  
Debatte sowie Interventionen von politi-
schen Parteien, Wirtschaftsverbänden 
sowie Parlamentariern auslösten. Die 
Themen früherer Studien können auf un-
serer Homepage eingesehen werden. 
Die jüngsten Studien stehen zudem als 
pdf-files zur Verfügung. 

In diesem Jahr haben wir uns der Frage 
nach der Innovationsfähigkeit der 
Schweizer Wirtschaft zugewandt, im 
Bewusstsein, dass diese zur Sicherung 
von Wohlstand und Beschäftigung am 
Standort Schweiz von hoher Bedeutung 
ist. Dabei wird einerseits auf die wichtige 
Rolle von Industrie,  Handel und Dienst-
leistungen, dann aber auch auf die Inno-
vationsfähigkeit unseres Finanzplatzes 
hingewiesen, der dank seiner Grösse und 
seiner führenden globalen Position einen 

wichtigen Pfeiler der Volkswirtschaft dar-
stellt. 

Mit der Bearbeitung des Innovationsthe-
mas durch den Arbeitskreis Kapital und 
Wirtschaft beabsichtigten wir 

 die Position der Schweiz im inter-
nationalen Innovationswettbewerb 
und insbesondere die Entwicklung der 
vergangenen Jahre aufzuzeigen, 

 die Ursachen der Verschlechterung 
der relativen Position unseres Landes 
zu bestimmen, 

 den Handlungsbedarf festzulegen so-
wie einen Katalog von Massnahmen 
zur Beseitigung bzw. Milderung von 
Innovationsdefiziten zu erstellen.  

Ich glaube, dass es unserer Arbeitsgrup-
pe unter der engagierten Leitung unseres 
Vizepräsidenten, Prof. Dr. Bernd Schips 
mit der vorliegenden Arbeit gelungen ist, 
eine gute Übersicht über bestehende 
Stärken und Schwächen zu erarbeiten 
und verschiedene konkrete Empfehlun-
gen und Postulate zu formulieren. Allen 
Mitarbeitenden gebührt deshalb unser 
grosser Dank. 

Ich wünsche Ihnen auch im Namen der 
Damen und Herren unseres Vorstands 
eine interessante Lektüre und Anregun-
gen für Ihr wirtschaftspolitisches Enga-
gement auf allen Ebenen.  

 Paul Hasenfratz 
 Präsident akw. 
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Einleitung 

Teil A der Studie beinhaltet eine Bestandes-
aufnahme der schweizerischen Innovations-
position und ihrer zeitlichen Entwicklung im in-
ternationalen Vergleich. Dieser Teil der Studie 
wurde von der Konjunkturforschungsstelle der 
ETH Zürich (KOF) bereits im Sommer 2005 
abgeschlossen.1 Wir gehen deshalb hier nur 
kurz auf den Inhalt dieses ersten Teils ein, der 
wie folgt aufgebaut ist: Nach der Erläuterung 
der Fragestellung und der Vorgehensweise 
wird im zweiten Kapitel auf die wichtigsten In-
puts der Innovationsaktivitäten eingegangen, 
nämlich auf das tertiäre Bildungssystem sowie 
die öffentliche und private Forschung und 
Entwicklung. Das dritte Kapitel ist der Charak-
terisierung und Bewertung des Wissensnetz-
werks gewidmet, in welches die Unternehmen 
im Rahmen ihrer Innovationsaktivitäten einge-
bunden sind. Angesichts der wachsenden In-
ternationalisierung von Forschung und Ent-
wicklung wird im vierten Kapitel abgeklärt, ob 
dieser Trend zulasten des Innovationsstand-
orts Schweiz geht (Verlagerung) oder ob er 
diesen – so die Gegenthese – sogar stärkt. Im 
fünften Kapitel wird versucht abzuschätzen, 
wie die Schweiz hinsichtlich Neugründungen 
von Unternehmen in wissensorientierten Be-
reichen (Produktion von Hightech-Güter, wis-
sensintensive Dienstleistungen) dasteht. Im 
sechsten Kapitel wird die Innovationsleistung 
und deren Entwicklung seit den frühen neun-
ziger Jahre anhand von Daten der bisher fünf-
mal durchgeführten KOF-Innovationserhebun-
gen und entsprechender Umfragen in den EU-
Ländern dargestellt und gewürdigt. Schliess-
lich wird im siebten Kapitel detailliert auf die 
Frage eingegangen, welche Faktoren die In-
novationsaktivitäten schweizerischer Unter-
nehmen behindern. Insbesondere wird auch 
analysiert, ob staatliche Regulierungen für die 
während der neunziger – soweit sei hier be-
reits gesagt – unbefriedigende Entwicklung 
der Innovationsleistung verantwortlich sind, 
oder ob dieser Trend auf andere Ursachen zu-
rückzuführen ist. 
                                                                    
1 Der umfassende Teil A der Studie kann als pdf-File 

von der Homepage des Arbeitskreises Kapital und 
Wirtschaft und der KOF herunter geladen werden:  

 http://www.swisscapital.org  /  http://www.kof.ethz.ch. 

Teil B der Studie wurde ebenfalls von der 
KOF verfasst und befasst sich zunächst mit 
den wirtschaftspolitischen Implikationen aus 
der Analyse der im Teil A der Studie darge-
legten Daten. Diese Überlegungen werden 
um die vertieften Einsichten in einigen Prob-
lembereichen ergänzt, die durch die Inter-
views mit den Geschäftsführern und For-
schungsverantwortlichen von 12 Unterneh-
mungen gewonnen wurden.2  

Die Auswahl dieser Unternehmungen erfolgte 
nach mehreren Kriterien:  

 Branchenzugehörigkeit: Es wurden pri-
mär Industrieunternehmen aus den inno-
vativsten Branchen, nämlich aus den Be-
reichen chemische Industrie, Maschinen- 
und Fahrzeugbau sowie Elektrotechnik 
und Elektronik/Instrumente anvisiert. 9 
der 12 interviewten Firmen gehören zu 
diesen Branchen: 2 aus der chemischen 
Industrie, 4 aus dem Maschinen- und 
Fahrzeugbau, 1 aus der Elektrotechnik 
und 2 aus dem Bereich Elektronik/Instru-
mente. Zudem wurden ein Unternehmen 
aus dem traditionsreichen Textilbereich 
und zwei Unternehmen aus dem Dienst-
leistungssektor berücksichtigt. 

 Unternehmensgrösse: Es wurden 3 
kleinere Unternehmen (weniger als 100 
Beschäftigte), 5 mittelgrosse (100 bis 500 
Beschäftigte) und 4 grössere Firmen (100 
und mehr Beschäftigte) berücksichtigt. 

 F&E-Aktivitäten: Es wurden Unterneh-
men ausgewählt, die nicht nur In-house-
F&E betreiben, sondern auch in diesem 
Bereich breit vernetzt sind (F&E-Koopera-
tionen mit anderen Firmen, Hochschulen 
etc. im Inland und Ausland, F&E-Aufträge 
an Dritte, eventuell F&E-Aktivitäten im 
Ausland). 

                                                                    
2 Der die Standardfragen aus den sich wiederholenden 

KOF-Innovationserhebungen ergänzende Fragebo-
gen, der als Leitfaden für diese Interviews diente, 
kann als pdf-File von der Homepage des Arbeitskrei-
ses Kapital und Wirtschaft und der KOF herunter ge-
laden werden:  

 http://www.swisscapital.org  /  http://www.kof.ethz.ch. 
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A Die Schweizer Wirtschaft im internationalen  
Innovationswettbewerb 

 

Die Ergebnisse der Interviews fliessen, so-
fern sie wirtschaftspolitisch relevant sind, in 
die Diskussion zu den politischen Implikatio-
nen ein. Kapitel 2 des Teils B fasst die Resul-
tate des ersten Teils der Studie kurz zusam-
men und identifiziert anhand dieser Ergeb-
nisse auch unter Berücksichtigung der Aus-
sagen der interviewten Firmen eventuell vor-
handene wirtschaftspolitische Mängel. 

Teil C der Studie, welcher von Prof. Dr. 
Hans Geiger mit seinem Team vom Institut 
für schweizerisches Bankwesen der Universi-
tät Zürich bearbeitet wurde, befasst sich mit 
Innovationsaktivitäten im Finanzsektor. Im 
Rahmen dieser Untersuchung wurden 11 Un-
ternehmen aus dem Banken- und Versiche-
rungssektor mit einem vergleichbaren Frage-
bogen wie im Teil B interviewt.  

 

Die Konjunkturforschungsstelle KOF der ETH 
Zürich hat im Auftrag des Arbeitskreises Kapi-
tal und Wirtschaft unter Federführung von 
Herrn Prof. Dr. Bernd Schips eine Studie 
über die Situation der Schweizer Wirtschaft im 
internationalen Wettbewerb erarbeitet. Diese 
Studie schildert den Ist-Zustand und die zeitli-
che Entwicklung der Innovationstätigkeit der 
Schweizer Wirtschaft im internationalen Ver-
gleich und dient als Basis für die weiteren Ka-
pitel der vorliegenden Arbeit.  

Diese Basisstudie steht interessierten Lesen-
den als pdf-file über die Homepages der KOF 
sowie des Arbeitskreises Kapital und Wirt-
schaft, akw., zur Verfügung. 

 

 

 

 

 

Die zentralen Aussagen und Erkenntnisse 
dieses Teils der Studie finden sich zudem in 
einer separaten Publikation des Instituts für 
schweizerisches Bankwesen der Universität 
Zürich.3 

Im Teil D der Studie werden die Schlussfol-
gerungen gezogen sowie einige Postulate 
und Empfehlungen, ergänzt durch einige 
konkrete Beispiele, formuliert. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die entsprechenden Daten und Adressen lau-
ten: 

S. Arvanitis und H. Hollenstein (2005): Die 
Schweizer Wirtschaft im internationalen  
Innovationswettbewerb - eine Stärken-
/Schwächenanalyse. Studie im Auftrag des Ar-
beitskreises Kapital und Wirtschaft, akw., Küs-
nacht. 

 www.kof.ethz.ch 

 www.swisscapital.org 

 

                                                                    
3 Die Auswertung von Teil C der Studie kann eben-

falls als pdf-File von der Homepage des Arbeits-
kreises „Kapital und Wirtschaft“ herunter geladen 
werden 

 http://www.swisscapital.org  
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Tabelle 1:  Stand und Entwicklung der FuE-Aufwendungen total und nach Trägern (privater, öffentlicher Sektor) 

 FuE-
Ausga-

ben total 
als %-
Anteil 

des BIP 
2001 

Durch-
schnittliche 

jährliche VR 
der FuE-

Ausgaben to-
tal       1995-

2001 

FuE-
Ausgaben 
des Privat-
sektors als 
%-Anteil 
der IBW 

2001 

Durch-
schnittl. jährl.
VR der FuE-
Ausgaben des 
Privatsektors 
1995-2001 

Prozentualer Anteil der FuE-
Aufwendungen des Privatsek-
tors 2001 nach Grössenklassen 

Anzahl Beschäftigte 

Durch-
schnittl. 

jährl. VR 
der  öffentli-
chen FuE-
Ausgaben 
1997-2001 

     Unter  
50 

50 - 
250  

250 und 
mehr 

Total  

Schweiz 2.63 1.3 3.11 2.4 10.6 19.6 69.8 100 -2.3 
Niederlande 1.94 2.9 1.61 3.8 5.9 13.2 80.9 100 -0.7 
Schweden 4.27 7.2 5.20 8.0 nv 13.1 nv 100 3.0 
Finnland 3.40 11.3 3.54 13.5 10.0 12.6 77.4 100 4.7 
Dänemark 2.19 7.2 2.31 10.6 12.7 17.8 69.5 100 5.1 
Österreich 1.90 5.9 1.62 9.2 5.5 12.3 82.2 100 5.0 
Irland 1.17 7.5 1.06 7.1 20.5 28.7 50.8 100 4.8 
Deutschland 2.49 3.3 2.50 4.3 5.8 9.3 84.9 100 0.6 
Frankreich 2.20 2.4 2.01 2.8 4.2 9.2 86.6 100 0.2 
Italien 1.07 2.7 0.79 2.8 5.9 59.6 34.5 100 5.5 
Grossbritannien 1.90 2.3 1.87 2.0 14.4 20.5 65.1 100 2.7 
USA 2.82 5.4 2.85 6.1 5.9 8.2 85.9 100 1.5 
Japan 3.09 2.8 3.33 3.6 nv 7.0 nv - 2.7 

EU 1.93 3.7 1.79 4.4 7.4 17.0 75.6 100 nv 

OECD 2.33 4.7 2.27 5.3 5.3 11.4 83.3 100 2.6 

VR: Veränderungsrate; IBW: Industriebruttowertschöpfung. Spalte 1: Schweiz, Niederlande: 2000, Dänemark: 1999; Spalte 2: 
Schweiz, Niederlande: 1996-2000, Dänemark: 1995-1999; Spalte 3: Schweiz: 2000, Dänemark: 1999, Österreich: 1998; Spalte 
4: Schweiz: 1996-2000, Niederlande: 1996-2001, Österreich: 1993-1998; Spalte 5, 6 und 7: Schweiz, Niederlande, Italien, 
Frankreich, USA: 2000, Deutschland, Dänemark: 1999, Österreich: 1998; Spalte 9: Schweiz: 1996-2000.  
Quelle: OECD (2003), S. 19, 23, 29; CEST (2004), S. 20; eigene Berechnungen. 

B Wirtschaftspolitische Implikationen:  
Gibt es einen Handlungsbedarf?

1. Bildung und Forschung 
Gemessen an der F&E-Quote (Anteil der 
F&E-Ausgaben am BIP) gehört die Schweiz 
noch immer zu den am meisten in F&E inves-
tierenden Ländern. Dabei verfügt sie im Ver-
gleich zum Ausland über zwei Stärken: Einer-
seits betreiben in der Schweiz die KMU häufi-
ger und intensiver F&E als in andern Ländern, 
andererseits sind die F&E-Ausgaben stärker 
grundlagenorientiert, was auf lange Frist von 
Vorteil ist. Beunruhigend ist aber die Entwick-
lung im Zeitablauf, nahmen doch in keinem 
OECD-Land die F&E-Ausgaben so schwach 
zu wie in der Schweiz. Der Anteil der öffentli-
chen Hand an den F&E-Ausgaben ist im in-
ternationalen Vergleich gering und seit 1994  

sogar rückläufig (zumindest bis zum Jahr 
2000, dem letzten verfügbaren Jahr mit ent-
sprechenden Angaben). 

Der tertiäre Ausbildungssektor der Schweiz ist 
relativ klein (Ausgaben am BIP leicht unter 
dem EU-Durchschnitt). 

Zudem sind die Entwicklungstendenzen un-
günstig, haben doch die Investitionen in die 
tertiäre Ausbildung in den neunziger Jahren 
abgenommen. Während der Bevölkerungsan-
teil von Absolventen mit tertiärer Ausbildung 
nur mittelmässig ist, gehört die Schweiz hin-
sichtlich der Beschäftigung tertiär Ausgebilde-
ter (Niveau, zeitliche Entwicklung) zur Spit-
zengruppe. Offensichtlich wurde die Lücke 
zwischen Bildungsoutput und Arbeitsnachfra-
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Tabelle 2:  Ausgaben für höhere Ausbildung 

 Bildungs-
ausgaben in 
US-Dollar 
pro Auszu-
bildenden 
auf der ter-
tiären Stufe 

2001 

Prozentua-
ler Anteil 
der Aus-
gaben für 

höhere 
Ausbil-
dung am 
BIP 2000 

Verände-
rung in Pro-
zentpunkten 
der Ausga-
ben für hö-
here Aus-
bildung 

1992-2000 

Schweiz 17997 0.6  0.1 
Niederlande 12285 0.7 -0.1 
Schweden 14222 0.8  0.6 
Finnland   8114 1.1 -0.3 
Dänemark 10675 1.1  0.3 
Österreich 12070 0.8  0.0 
Irland   9673 0.7  0.1 
Deutschland 10393 0.6  0.0 
Frankreich   7867 0.7  0.1 
Italien   7552 0.7 -0.1 
GB   9554 0.6 -0.1 
USA 19220 2.3  0.4 
Japan 10278 0.6  0.2 

EU      nv 0.7   nv 

OECD 11422 1.3   nv 

Dänemark: 1999. 
Quelle: OECD (2003), S. 17, 49. 

Tabelle 3: Patentanmeldungen EPO und Triade 

 EPO Triade 

 Pro Mio. 
Einwoh-

ner 
(1999) 

VR 
1991-
1999   
 in % 

Pro Mio. 
Einwoh-

ner 
(1998) 

VR 
1991-
1998  
 in % 

Schweiz 339.2   44.8 119.2 11.0 
Niederlande 181.7   90.4   49.8 27.3 
Schweden 239.2 123.4 107.4 125.2 
Finnland 264.6 218.4   74.9 121.0 
Dänemark 150.7 113.2   41.4 88.9 
Österreich 128.9   53.6   32.2 40.3 
Irland   57.5 217.9   11.7 47.3 
Deutschland 248.5   76.1   69.9 49.5 
Frankreich 116.9   37.8   34.0 11.0 
Italien   63.1   56.8   12.4 4.9 
GB   93.8   56.2   31.7 38.0 
USA 100.7   46.6   52.2 23.6 
Japan 137.8   44.6   80.9 12.3 

EU 125.0   71.3   35.9   41.3 

VR: Veränderungsrate. EPO: Europäisches Patent-
amt; Triade: Anmeldungen beim EPO, beim USPTO 
(US Patent and Trademark Office)und beim JPO 
(Japanese Patent Office). 
Quelle: OECD (2003), S. 63, 65; eigene Berechnungen. 

ge nach hochqualifizierten Arbeitskräften 
durch die Zuwanderung von Ausländern oder 
einer Auslagerung von F&E ins Ausland ge-
schlossen.  

Der tertiäre Ausbildungssektor ist in der 
Schweiz nicht nur klein, sondern im interna-
tionalen Vergleich auch teuer, sind doch die 
Ausgaben je Auszubildenden praktisch nir-
gends (Ausnahme USA) so hoch wie in der 
Schweiz. Dieses Ergebnis lässt jedoch ver-
schiedene Interpretationen zu. Einerseits 
könnte es auf eine besonders hohe Qualität 
der Ausbildung hinweisen, andererseits je-
doch auch Ineffizienzen widerspiegeln (z.B. 
infolge der starken (föderalismusbedingten 
Fragmentierung des Hochschulwesens). 

Die Stagnation der privaten bzw. Reduktion 
der öffentlichen Investitionen in die „Wissens-
produktion“ in der vergangenen Dekade 
scheint die gleiche Hauptursache zu haben, 
nämlich die wirtschaftliche Stagnation der 
neunziger Jahre. Dadurch wurde über einen 
längeren Zeitraum hinweg der Spielraum zur 
Finanzierung sowohl der privaten F&E-Inve-

stitionen aus den laufenden Erträgen als 
auch der öffentlichen Forschungs- und Bil-
dungsausgaben aus den laufenden Staats-
einnahmen stark reduziert. Die im internatio-
nalen Vergleich eher geringen Investitionen 
in F&E und Bildung könnten sich in einer län-
gerfristigen Perspektive als Hauptschwäche 
des Innovationsstandorts Schweiz erweisen, 
wenn man bedenkt, dass die Erträge von 
„Wissensinvestitionen“ erst mit langer Verzö-
gerung anfallen. 

Gewisse Anzeichen negativer Konsequenzen 
der stagnierenden Wissensinvestitionen sind 
bereits erkennbar. Zwar ist die Schweiz be-
züglich der Publikationshäufigkeit und -
qualität und der Zahl der Patentanmeldungen 
unter Berücksichtigung der Bevölkerungszahl 
weltweit führend, aber die Zunahme lag in 
den neunziger Jahren deutlich unter dem EU-
Durchschnitt. 

Auch wenn man das ausnehmend hohe Aus-
gangsniveau in Rechnung stellt, ist der Trend 
bei diesen Indikatoren des Wissensoutput 
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unbefriedigend, wenn auch nicht alarmierend. 
Allerdings ist dabei zu beachten, dass auf-
grund der kürzer werdenden Produktlebens-
zyklen und der zeitaufwändigen Prozesse 
zum Schutz des geistigen Eigentums immer 
mehr Unternehmen und insbesondere KMU 
auf Patentierungen häufig verzichten. 

In den letzten Jahren wurde auf institutionel-
ler Ebene einiges vorgekehrt, um den tertiä-
ren Bildungsoutput zu steigern (Berufsmaturi-
tät, Fachhochschulen). Es wurde auch er-
kannt, dass die Effizienz des Mitteleinsatzes 
eine grössere Autonomie der öffentlichen Bil-
dungs- und Forschungsinstitutionen erfordert 
und Systeme der Qualitätssicherung einzu-
führen sind. Zudem wachsen die Ausgaben 
für Bildung und Forschung in der Periode 
2004-07 stärker als die übrigen Budgetposten 
(exkl. Sozialausgaben) und das BIP. Im Wei-
teren ist unter dem Titel „Hochschulland-
schaft Schweiz“ vorgesehen, das Hochschul-
system einheitlich zu steuern, Doppelspurig-
keiten zu vermindern, usw. Gewisse Fort-
schritte in Richtung mehr (System-)Effizienz 
und ein erster Ansatz zur budgetmässigen 
Priorisierung von Bildung und Forschung sind 
also erfolgt oder zumindest in den politischen 
Entscheidungsprozess „eingespeist“. Aber 
selbst wenn diese Absichten erfolgreich um-
gesetzt werden, wird dies nicht ausreichen, 
um den im internationalen Vergleich ungüns-
tigen Trend der Wissensinvestitionen sub-
stantiell zu verbessern. Dazu bedarf es auf 
politischer Ebene ein wesentlich grundsätzli-
cheres Umdenken, das es erlaubt, die Struk-
tur der öffentlichen Ausgaben den künftigen 
Erfordernissen anzupassen (von konsumti-
ven zu investiven Ausgaben, von traditionel-
len zu zukunftsgerichteten Investitionen) und 
die verfügbaren Mittel effizienter einzusetzen. 
Ob eine solche Umorientierung in der 
Schweiz realisierbar ist, sei dahin gestellt. 
Ebenso muss offen gelassen werden, in wel-
chem Mass die schweizerischen „Defizite“ 
durch den freien Personenverkehr in Europa 
entschärft werden. 

2. Wissensnetzwerke 
Die Innovationsaktivitäten der Schweizer 
Wirtschaft stützen sich in hohem Mass auf 
formale, institutionalisierte Beziehungen zu 

anderen Firmen und Institutionen ab, sei es  
über F&E-Aufträge oder F&E-Kooperationen. 
Beide Formen ergänzen die unternehmensin-
ternen F&E-Anstrengungen; sie dienen vor 
allem dazu, Zugang zu spezialisierter und 
komplexer Technologie zu gewinnen und 
diese mit dem eigenen Wissen zusammenzu-
führen. Als besonders ergiebig erweisen sich 
Kooperationen mit wissenschaftlichen Institu-
tionen, und zwar nicht nur was Publikationen 
oder Patente angeht, sondern auch hinsicht-
lich marktnaher Ergebnisse (marktreife neue 
Produkte und für den betrieblichen Einsatz 
bereitstehende Produktionsverfahren). Im in-
ternationalen Vergleich ist das Wissens-
netzwerk der schweizerischen Unternehmen 
eng geknüpft, wenn auch in dieser Hinsicht 
Finnland (mit Abstand) an der Spitze steht. 
Die Kooperationsbeziehungen der Schweiz 
sind stark international ausgerichtet, ganz 
besonders ausgeprägt im Fall der Zusam-
menarbeit zwischen Hochschulen und priva-
ten Unternehmen. Angesichts der wachsen-
den Bedeutung von Kooperationen für den 
Innovationserfolg stellt die intensive Vernet-
zung der Unternehmen eine gewichtige Stär-
ke der Schweizer Wirtschaft dar. 

Im Lichte dieser Diagnose scheint wenig poli-
tischer Handlungsbedarf zu bestehen. Die 
„innovationspolitisch“ wichtige Schnittstelle 
„Hochschule – Privatwirtschaft“ funktioniert 
jedenfalls deutlich besser als gemeinhin an-
genommen wird. Zudem ist die Förderung 
der privaten F&E-Tätigkeit durch die Förder-
agentur für Technologie und Innovation (KTI), 
die in der Schweiz in Bezug auf das Volumen 
wichtigste Transfereinrichtung, in hohem 
Mass auf die Verbesserung dieser Schnitt-
stelle ausgerichtet (Kooperation mit einer 
Hochschule als Förderbedingung für die sich 
daran beteiligenden Unternehmen). Dabei 
werden mittlerweile hauptsächlich KMU un-
terstützt, die es möglicherweise im Vergleich 
zu Grossunternehmen schwerer haben, mit 
wissenschaftlichen Institutionen Kooperatio-
nen einzugehen. Im Weiteren haben die 
Hochschulen in den letzten Jahren selber ei-
niges unternommen, um ihre Beziehungen 
zur Privatwirtschaft bzw. den Wissenstransfer 
zu intensivieren (bessere institutionelle Vor-
aussetzungen für die Errichtung und Verwer-
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Tabelle 4: FuE-Strategien multinationaler 
Unternehmen nach Herkunftsland 
(prozentualer Anteil der Firmen, die eine 
spezifische Strategie verfolgen) 

 Strategie 

Herkunfts-
land 

Techno-
logy-

seeking 

Asset- 
exploiting 

Asset- 
augmen-

ting 

Market-
seeking 

Schweiz 14.5 19.6 57.6   8.4 
USA   8.7 33.8 51.0   6.6 
Japan 20.0 32.1 35.3 12.6 
Südkorea 24.6   5.9   6.4 63.0 
Belgien 26.8 21.1 36.2 15.4 
Kanada 18.4 22.2 32.2 15.4 
Dänemark   1.2 24.7 70.9   3.3 
Finnland   2.7 53.7 43.0   0.6 
Frankreich   7.7 51.5 33.7 ..7.1 
Deutschland   9.2 25.3 54.6 10.9 
Italien 65.0   6.0 24.3   4.6 
Niederlande 20.2 28.7 34.0 17.1 
Norwegen 16.9   8.5 69.3   5.4 
Schweden 10.1 41.3 44.7   3.9 
UK 10.2 23.6 60.7   5.6 

Alle Länder 13.1 30.1 47.4   9.5 

Quelle: Le Bas and Sierra (2002). 

tung von Patenten/Lizenzen, Förderung von 
Spin-offs, usw.); in dieser Hinsicht schneidet 
die Schweiz im internationalen Vergleich – 
ebenfalls entgegen der landläufigen Meinung 
– gut ab. 

Diese Schlussfolgerungen werden auch 
durch die ergänzend durchgeführten Firmen-
interviews weitgehend bestätigt. Die Kontakte 
zu den Hochschulen werden generell als be-
friedigend eingestuft. Einzelne Unternehmen 
wünschen sich jedoch bessere Information 
bezüglich Ansprechpartner in den Hochschu-
len, z.B. durch eine zentrale Vermittlungsstel-
le. Beklagt wird aber die in den letzten Jahren 
– vermutlich unter dem Druck finanzieller 
Engpässe im öffentlichen Bildungssektor – 
starke Orientierung der Hochschulen an einer 
unbedingten „Valorisierung“ ihrer Dienstleis-
tungen, welche die Kontakte zwischen Hoch-
schule und Unternehmen und somit den 
Transfer von „implizitem“ Wissen erschwert. 
Neue Studien zeigen nämlich, dass der 
Transfer von implizitem Wissen mittels infor-
meller Kontakte, gemeinsamer Diplom- oder 
Doktorarbeiten, Personalrekrutierung für F&E 
seitens der Firmen u.a.m. für die Unterneh-
men wichtiger ist als der Transfer von „kodifi-
ziertem“ Wissen z.B. durch Auftragsfor-
schung.  

3. Internationalisierung von F&E 
Vor dem Hintergrund der starken Zunahme 
der ausländischen F&E-Aktivitäten einheimi-
scher Unternehmen wird befürchtet, dass 
diese Entwicklung zulasten des Standorts 
Schweiz geht („Verlagerung inländischer 
F&E“). Es zeigte sich jedoch, dass diese Be-
fürchtung unbegründet ist. Im Gegenteil, die 
verfügbare empirische Evidenz spricht dafür, 
dass die vermehrten F&E-Aktivitäten an aus-
ländischen Standorten den Wirtschaftsstand-
ort Schweiz stärken (Komplementarität von 
ausländischer und inländischer F&E). 

Diese Einschätzung stützt sich sowohl auf in-
ternationale Studien, bei denen auch die 
Schweiz berücksichtigt wurde, als auch auf 
eigene Untersuchungen der KOF. Die aus-
ländischen Studien zeigen, dass sich multina-
tionale Unternehmen mit Sitz in der Schweiz 
im Ausland in erster Linie Wissen und Tech-

nologie aneignen, das ihre F&E-Aktivitäten im 
Inland erweitern und ergänzen („Asset aug-
menting“-Strategien). In zweiter Linie ist auch 
die Verwertung des in der Schweiz verfügba-
ren Know-hows in ausländischen Märkten 
von Bedeutung („Asset exploiting“-Strategie). 

Überdies wurde gezeigt, dass Unternehmen 
aus der Schweiz und anderen technologisch 
an der Spitze stehenden Ländern in den Ziel-
regionen in besonders hohem Mass lokale 
Wissens-Spillovers nutzen („Cluster-Effekte“). 
Mit diesen Resultaten im Einklang stehen die 
für die Schweiz durchgeführten empirischen 
Untersuchungen. So zeigte sich, dass – ins-
besondere bei grossen Unternehmen, welche 
das Ausmass der F&E-Investitionen im Aus-
land dominieren – marktorientierte und wis-
sensorientierte Motive für F&E-Aktivitäten im 
Ausland im Vordergrund stehen, während 
kostenorientierte Motive (ausser für kleine 
Firmen) praktisch keine Rolle spielen. Ferner 
konnte gezeigt werden, dass bei der Ent-
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Tabelle 5: Unternehmensgründungen in der 
Industrie und bei den modernen 
Dienstleistungen im internationa-
len Vergleich 2001  (Prozentualer Anteil 
an der Gesamtzahl der Gründungen) 

 Indu-
strie 

High-
tech-Be-
reich (1) 

Banken/ 
Versiche-
rungen 

Infor-
matik 

DL für 
Unter-

nehmen

Schweiz 7.5 (2.2)(2) 3.1 12.2 32.1 
Dänemark 5.9 1.4 0.9 9.7 29.3 
Italien 9.0 2.0 2.1 3.6 24.8 
Niederlande 5.3 1.4 6.1 6.5 26.7 
Finnland 8.1 1.7 2.3 4.0 21.1 
Schweden 6.7 1.2 0.9 6.4 32.4 
GB (3) 7.2 1.7 1.3 9.9 24.8 

(1): Chemie, Kunststoffe, Maschinen- und Fahrzeug-
bau, Elektrotechnik, Elektronik und wissenschaftliche 
Instrumente; (2): Schätzung; (3): Jahr 2000. 
Quelle: Eurostat, BFS, eigene Berechnungen. 

scheidung, ob im Ausland F&E betrieben 
werden soll, allfällige Standortnachteile der 
Schweiz irrelevant sind; vielmehr geht es den 
Unternehmen darum, firmeneigene „Capabili-
ties“ im Ausland auszuspielen („Asset exploi-
ting“) und/ oder zu erweitern („Asset augmen-
ting“). 

Insgesamt lässt sich festhalten, dass F&E-
Aktivitäten an ausländischen Standorten nicht 
als Verlagerung einheimischer F&E zu inter-
pretieren sind, sondern in erster Linie eine 
„natürliche“ Vertiefung des allgemeinen Glo-
balisierungsprozesses darstellen, durch die 
der Forschungs- und Wirtschaftsstandort 
Schweiz gestärkt wird. Aufgrund unserer Ein-
schätzung der Wirkungen einer Internationa-
lisierung von F&E-Aktivitäten, und zwar in 
beide Richtungen, besteht in diesem Bereich 
kein besonderer Handlungsbedarf. Es ist le-
diglich darauf hinzuweisen, dass der Nutzen 
einer Internationalisierung von F&E beson-
ders gross ist, wenn die einheimische Wirt-
schaft über eine ausgeprägte Fähigkeit zur 
Aufnahme externen Wissens verfügt, was 
den Wissens- und Technologietransfer er-
leichtert. Diese „Absorptive capacity“ ist in 
hohem Mass von der Ausstattung der Unter-
nehmen mit Human- und Wissenskapital ab-
hängig, ein Hinweis darauf, wie wichtig es ist, 
die Defizite im Bildungs- und Forschungs-
system zu beseitigen. 

4. Unternehmensgründungen 
Unternehmensgründungen in der Hightech-
Industrie und den wissensintensiven Dienst-
leistungen werden als wichtiges Vehikel zur 
Einführung und Diffusion neuen (technologi-
schen) Wissens in der Wirtschaft und damit 
zur Erneuerung der Wirtschaftsstruktur ange-
sehen. So sehr dies auch zutrifft, so wird die 
volkswirtschaftliche Bedeutung von Neu-
gründungen (Produktivitäts- und Beschäfti-
gungseffekt) meist überschätzt. Die Stärkung 
der Innovationskraft bereits existierender Un-
ternehmen ist von ungleich grösserer Bedeu-
tung. Von Ausnahmen abgesehen, besteht 
die volkswirtschaftliche Bedeutung von Neu-
gründungen vor allem darin, die Firmen, die 
in ähnlichen Märkten bereits aktiv sind, zu 
grösseren Leistungen (Effizienz, Innovation) 
anzuspornen. 

Verlässliche Angaben, die einen internationa-
len Vergleich der Zahl von Unternehmens-
gründungen erlaubten, liegen nicht vor. In-
dessen können wir die branchenmässige Zu-
sammensetzung der Gründungen und deren 
Entwicklung mit führenden europäischen 
Ländern vergleichen. Es zeigt sich, dass die 
Entwicklung in der Schweiz ähnlich verläuft 
wie in den Vergleichsländern. Der Anteil der 
Gründungen in dynamischen Branchen (z.B. 
Informations- und Kommunikationstechnolgie 
oder Biotechnologie) ist in der Schweiz sogar 
noch höher als in den Vergleichsländern. 

Angehende Unternehmer in der Hightech-
Industrie stossen generell häufiger auf 
Hemmnisse als wissensintensive Dienstleis-
tungsunternehmen. Im Vordergrund stehen 
Probleme der Eigen- und Fremdfinanzierung, 
der Verfügbarkeit von qualifizierten Arbeits-
kräften, der Marktunsicherheit und der Be-
steuerung. Dass Hightech-Firmen besonders 
häufig mit Behinderungen konfrontiert sind, 
hängt vermutlich damit zusammen, dass der 
Kapitalbedarf für die Grundausstattung einer 
Industriefirma höher ist, und dass es in den 
neunziger Jahren, auf die sich die Daten der 
KOF beziehen, grundsätzlich riskanter war, 
eine industrielle Tätigkeit aufzunehmen als 
bei wissensintensiven Dienstleistungen. 

Im internationalen Vergleich scheinen institu-
tionell-administrative Restriktionen für Neu-
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Tabelle 6: Innovationsindikatoren im internationalen Vergleich 2000 
 Anteil  

Innovatoren 
(%) 

Innovations-
ausgaben  

in % des Umsatzes

Anteil   FuE-
Treibende 

(%) 

FuE-Ausgaben 
in % des Um-

satzes 

Umsatzan-teil 
innovativer. 

Produkte (%) 

Gesamtrang   
(arithm. Mittel) 

Land alle 
Firmen 

Alle 
Firmen 

Innovieren-
de Firmen 

innovierende 
Firmen 

Alle 
Firmen 

je niedriger der Rang, 
umso besser die Inno-
vationsposition 

Schweiz 2000-02 67.6 4.2 65.4 2.4 23.5 3.4 

Schweiz 1997-99 70.5 4.3 62.8 2.0 n.v.  

Deutschland  62.1 2.9 51.6 1.4 29.7 4.6 
Frankreich 40.8 2.5 77.0 2.1 18.3 6.8 
Italien 36.3 2.0 35.3 0.8 25.6 11.0 
Schweden 46.8 12.1 *) 59.9 3.6 25.9 3.8 
Dänemark 44.3 0.5 70.2 0.4 20.1 10.6 
Finnland 44.8 2.5 70.9 2.2 32.0 4.4 
Norwegen 36.4 1.2 55.1 1.0 8.9 12.4 
Niederlande 45.3 1.5 54.3 1.1 12.1 10.4 
Belgien 50.1 2.7 60.2 1.3 19.0 6.0 
Österreich 48.8 1.7 50.3 1.1 17.8 9.4 
Luxemburg 48.3 1.3 38.6 0.7 9.5 11.8 
Island 55.1 1.7 70.6 1.3 4.0 7.6 
Spanien 32.6 1.2 37.9 0.6 25.3 12.6 
Griechenland 28.1 2.1 56.4 n.v. 11.7 11.3 
Portugal 46.4 2.6 39.2 0.4 25.9 9.0 

Bezugsperiode: 1998-00 (Ausnahme Schweiz: 2000-02). 
*) = offiziell angegebener Wert, der jedoch nicht plausibel zu sein scheint

gründungen – trotz der erheblichen Verbes-
serungen der letzten Jahre – noch immer be-
trächtlich zu sein.  

5. Innovationsleistung 
Die Schweiz ist – trotz ungünstiger Entwick-
lung in den neunziger Jahren  – noch immer 
die innovativste Volkswirtschaft Europas, ge-
folgt von Schweden, Finnland und Deutsch-
land. Besondere Stärken sind die im interna-
tionalen Vergleich hohe Innovationsleistung 
der KMU sowie des Dienstleistungssektors. 

In der Industrie hat die Schweiz – im Gegen-
satz zum Dienstleistungssektor – im Laufe 
der neunziger Jahre ihren zu Beginn der De-
kade deutlichen Vorsprung praktisch einge-
büsst, und auch weiter zurückliegende Län-
der konnten ihren Rückstand spürbar verrin-
gern. Der Anteil F&E-treibender und patent-
aktiver Firmen sowie der Unternehmen, die 
Weltneuheiten lancierten, ging stärker zurück 
als derjenige der innovierenden Firmen, ein 
Hinweis auf die Verringerung der „Innova-
tionstiefe“. 

Ob Innovationsaktivitäten sich auch in einem 
entsprechenden Markterfolg niederschlagen, 
ist schwer zu beurteilen. Angaben zum Um-
satzanteil innovativer Produkte deuten darauf 
hin, dass die Schweiz in dieser Hinsicht nicht 
ganz so gut dasteht war wie nach anderen 
Innovationsindikatoren. Die Schweiz liegt hier 
nicht mehr an der Spitze, indessen gehört sie 
nach wie vor zur Spitzengruppe. Gemäss 
Angaben zur Entwicklung der Exporte von 
Hightech-Gütern und wissensintensiven 
Dienstleistungen – ebenfalls Indikatoren für 
den Markterfolg mit innovativen Produkten – 
fiel der Anteil Hightech-Güter an den Ge-
samtexporten, der noch 1989 dem OECD-
Mittel entsprochen hatte, bis im Jahr 2000 
unter diesen Durchschnitt, lag dann aber im 
Jahr 2002 erstmals wieder höher als in der 
OECD insgesamt. 

Bei den Dienstleistungen ist die Schweiz 
nicht nur stärker auf die wissensintensiven 
Bereiche spezialisiert als andere Länder, 
sondern diese günstige Struktur hat sich zwi-
schen 1994 und 2002 im Vergleich zur  
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Tabelle 7: Anteil der Hightech-Güter- 
exporte an den Industriegü-
terexporten 1989-2002 

 %-Anteil der Hightech-Güter 

 1989 1994 1998 2000 2002 

Schweiz 15..9 15.4 18.4 20.5 22.9 

Deutschland  11.8 12.7 14.4 17.5 16.4 
Frankreich 13.8 16.3 20.1 22.0 19.4 
Italien   6.8   7.9   7.7   8.7   8.7 
GB  22.6 22.4 27.4 31.5 31.1 
Schweden 11.8 12.0 18.7 20.3 15.4 
Dänemark 10.5 12.1 14,7 17.2 18.0 
Finnland   5.8 11.1 20.2 24.9 23.2 
Niederlande 11.3 16.4 24.8 29.4 26.5 
Belgien   4.5   6.3   7.6   9.3   8.2 
Österreich   6.7   8.5 11.0 14.1 16.1 
Spanien   5.7   7.2   5.9   6.9   6.4 
Japan 24.6 25.8 26.6 29.2 23.8 
USA 29.0 28.1 32.7 34.0 31.9 

OECD  
insgesamt 

15.9 17.3 20.4 23.0 20.5 

Quelle und Definition der Hightech-Güter: OECD.

OECD noch verstärkt. Insgesamt scheint die 
Industrie in den neunziger Jahren hinsichtlich 
des innovationsbasierten Markterfolgs nicht 
ganz so gut abgeschnitten haben wie die 
ausländische Konkurrenz, hat aber mittler-
weile ihre Position wieder verbessert. Dem-
gegenüber sind bei den Dienstleistungen in 
dieser Hinsicht keine Schwächezeichen er-
kennbar. 

Insgesamt lässt sich festhalten, dass sich die 
Innovationsposition der Schweiz – genauer 
ausgedrückt, der Schweizer Industrie – in 
den neunziger Jahren im Vergleich zum Aus-
land verschlechtert hat, dass der Platz aber 
an der Spitze oder zumindest in der Spitzen-
gruppe gehalten werden konnte. Diese Ent-
wicklung entspricht den Tendenzen, auf die 
bereits unter dem Titel „Bildung und For-
schung“ hingewiesen wurde. Und auch die 
Ursachen sind – wie der folgende, den Inno-
vationshemmnissen gewidmete Abschnitt im 
Einzelnen zeigt – weitgehend die gleichen. 
Die lange anhaltende gesamtwirtschaftliche 
Stagnation (1991-97) engte den Spielraum 
der Unternehmen zur Finanzierung von Inno-
vationsprojekten – diese werden wegen des 

hohen Risikos überwiegend durch interne 
Mittel finanziert – stark ein. 

6. Innovationshemmnisse 
Im Wesentlichen spielen drei Kategorien von 
Innovationshemmnissen eine Rolle, nämlich 
Kosten- und Risikoaspekte, Finanzierungs-
probleme und ein Mangel an Fachkräften 
ganz generell und im F&E-Bereich im Be-
sonderen. Von den staatlich bedingten 
Hemmnisfaktoren fielen lediglich Bau- und 
Planungsvorschriften, etwas weniger auch 
noch Umweltgesetze ins Gewicht. Im Laufe 
der neunziger Jahre haben mit Ausnahme 
der Finanzierungsrestriktionen alle Hemm-
nisse an Bedeutung verloren. Dies gilt – was 
wirtschaftspolitisch besonders relevant ist – 
insbesondere auch für die staatlichen Hemm-
nisse. Strukturell gesehen, d.h. nach Berück-
sichtigung konjunktureller Einflüsse, dürfte in 
erster Linie der Mangel an Fachpersonal 
auch mittelfristig eine Restriktion darstellen, 
was in erster Linie auf die ungenügende Zahl 
von gut qualifizierten Absolventen auf der ter-
tiären Ausbildungsstufe zurückzuführen ist. 
Allerdings dürfte die Personenfreizügigkeit in 
Europa das Problem entschärfen. 

Die Firmeninterviews haben diese Schluss-
folgerungen weitgehend bestätigt. Es gab 
aber zusätzliche Anregungen, die dazu bei-
tragen könnten, Qualifikationsengpässe zu 
vermeiden. Die Unternehmen würden es be-
grüssen, wenn Studierende sich vor Ab-
schluss ihres Studiums intensiver als es heu-
te der Fall ist, berufliche Grunderfahrungen 
z.B. durch Praktika aneignen würden. Einzel-
ne Firmen haben zudem die Befürchtung  
geäussert, dass sich die technischen bzw. 
naturwissenschaftlichen Studien zu stark in 
Richtung Theorie, weg vom Praxisbezug ent-
wickelt haben bzw. entwickeln werden. Fer-
ner wurde darauf aufmerksam gemacht, dass 
zukünftig Engpässe in bestimmten Bereichen 
entstehen könnten, wenn „traditionelle“ Stu-
diengänge, z.B. Verfahrensingenieure, wei-
terhin zugunsten von „modischeren“ sozial-
wissenschaftlichen Studiengängen vernach-
lässigt würden. 

Was Finanzierungsengepässe betrifft, gehen 
wir davon aus, dass diese lediglich für kleine 
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Tabelle 8: Innovationshemmnisse 1990 bis 2002  (%-Anteil Firmen mit (sehr) hohen Hemmnissen) 

 Industrie Bau, Dienstleistungen 

 1990 1993 1996 1999 2002 1996 1999 2002 

Hohe Kosten - - 50.0 38.8 40.7 42.5 31.0 35.5 
Lange Amortisationszeit - - 42.4 29.9 32.3 28.7 21.3 28.1 
Leichte Kopierbarkeit - - 34.7 25.7 27.9 31.3 16.6 21.3 
Hohes technisches Risiko - - 23.7 18.8 18.5 - 16.0 11.5 
Hohes Marktrisiko - - 35.4 27.3 26.4 - 14.8 19.2 

Fehlende Eigenmittel 19.5 26.7 29.9 29.3 30.9 26.8 25.9 24.7 
Fehlende Fremdmittel 3.4 16.7 20.9 24.0 25.6 20.1 20.0 23.2 
Hohe Steuern 17.7 17.6 16.0 16.1 17.5 19.3 19.0 19.4 

Mangel an FuE-Personal 34.2 29.2 27.5 19.0 20.0 - 12.6 10.8 
Mangel an Fachkräften 47.4 26.0 25.2 20.6 20.7 28.3 16.5 16.4 

Fehlende Technikinformation 13.5 7.9 5.8 7.3 5.2 6.8 6.6 4.0 
Fehlende Marktinformation - 14.6 21.4 14.8 16.5 16.6 10.4 8.4 
Akzeptanzprobleme 10.9 8.8 15.8 10.1 9.7 12.7 6.8 11.2 
Organisationsprobleme - - - 12.2 10.8 - 10.0 13.9 

Beschränkter EU-Zugang - - 31.5 19.1 14.3 18.3 8.9 8.2 
Marktregulierung im Inland - 12.2 15.5 12.9 12.3 17.9 10.8 11.9 
Restriktive Ausländerpolitik 28.4 18.3 18.1 11.8 10.2 21.9 10.7 13.9 
Wenig Forschungsförderung 6.1 14.4 13.4 9.8 9.3 - 4.3 4.7 
Wenig Diffusionsförderung - 10.1 10.0 8.1 6.5 - 2.0 3.1 
Umweltgesetzgebung 19.4 26.8 21.2 19.6 14.0 20.5 10.4 17.7 
Planungs-/Bauvorschriften 23.5 33.4 26.4 19.6 16.4 33.6 18.7 22.9 

Quelle: KOF-Innovationserhebung 

Unternehmen ein strukturelles Problem dar-
stellen (Kapitalmarktunvollkommenheiten). 
Hier besteht ein Handlungsbedarf, der zu-
mindest teilweise dadurch aufgefangen wird, 
dass die KTI ihre Fördertätigkeit hauptsäch-
lich auf KMU ausrichtet. Trotz der mittlerweile 
bezüglich der Innovationshemmnisse recht 
guten Rahmenbedingungen besteht durch-
aus noch Verbesserungspotential; jedenfalls 
gibt es Länder, allen voran Finnland (das 
mittlerweile in Europa zu den innovativsten 
Volkswirtschaften zählt), die von einem deut-
lich günstigeres Innovationsklima profitieren 
können. Unter anderem wäre zu prüfen, ob 
eine Förderung von F&E nicht nur – wie bis-
her – auf die KMU abzielen sollte (direkte Un-
terstützung von Innovationsprojekten durch 
die KTI), sondern ob nicht durch eine gene-
relle steuerliche Begünstigung der F&E-
Investitionen (indirekte Förderung) – ein In-
strument, das weltweit an Bedeutung gewinnt 
– die Innovationsneigung der gesamten Wirt-
schaft gefördert werden sollte. 

Gemäss den Firmeninterviews finanzieren 
die Unternehmen ihre Innovationsaktivitäten 
– wie erwartet – weitgehend durch eine inter-
ne Finanzierung. Ein diesbezüglicher Finan-
zierungsengpass wurde von keinem Unter-
nehmen gemeldet. Dementsprechend wird 
die öffentliche Finanzierung von F&E bzw. 
Innovationsvorhaben lediglich als eine ergän-
zende Finanzierungsquelle angesehen. Zwei 
der befragten Unternehmen finden eine öf-
fentliche Innovationsförderung sogar als un-
nötig. Die meisten interviewten Unternehmen 
würden (a) eine Effizienzsteigerung der in 
Form von Subventionen geleisteten Unter-
stützung und (b) auch steuerliche Erleichte-
rungen für die Unternehmen, die nachweis-
lich F&E-Investitionen tätigen, begrüssen. Zur 
Effizienzsteigerung würde z.B. im Fall der 
KTI-Förderung und der EU-Programme  
einerseits eine Vereinfachung, andererseits 
eine Beschleunigung der Bewilligungsproze-
duren beitragen. Es wurde aber mehrmals 
darauf hingewiesen, dass bei der KTI solche 
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Tabelle 9: Gesamtindikator der Regulierungs-
dichte auf dem Arbeitsmarkts 

Restriktionsgrad 
(je höher der Wert, um-
so restriktiver die Regu-
lierung: Skala 0 bis 6) 

Rangierung 

1990 1998 2003 1990 1998 2003

Schweiz 1.1 1.1 1.1   4   4   3 
Niederlande 2.7 2.1 2.1   8   7   8 
Schweden 3.5 2.2 2.2 10   8   9 
Finnland 2.3 2.1 2.0   7   7   7 
Dänemark 2.3 1.4 1.4   7   5   4 
Österreich 2.2 2.2 1.9   6   8   6 
Irland 0.9 0.9 1.1   3   3   3 

Deutschland 3.2 2.5 2.2   9   9   9 
Frankreich 2.7 3.0 3.0   8 11 10 
Italien 3.6 2.7 1.9 11 10   6 
GB 0.6 0.6 0.7   2   2   2 
USA 0.2 0.2 0.2   1   1   1 
Japan 2.1 2.0 1.8   5   6   5 

Quelle: OECD (2004), p. 117 (Version 1). 

Verbesserungen bereits in den letzten Jahren 
stattgefunden haben. Kleinere Unternehmen 
würden es ferner begrüssen, wenn auch klei-
nere Projekte (unter 500'000 Fr.) von der KTI 
unterstützt würden. Einzelne Firmen finden, 
dass sich die KTI stärker auf die Entwicklung 
von Technologien und weniger von Produk-
ten ausrichten sollte. Bezüglich der Mög-
lichkeit von steuerlichen Erleichterungen 
werden verschiedene Varianten in Betracht 
gezogen, die auf die Forderung hinauslaufen, 
dass F&E-Aufwendungen steuerlich als In-
vestitionsaufwendungen behandelt werden 
sollten. 

Der Arbeitsmarkt ist in der Schweiz seit jeher 
nur schwach reguliert; lediglich die USA und 
Grossbritannien verfügen noch über flexiblere 
Arbeitsmärkte. Hingegen ist die Regulie-
rungsdichte auf den Produktmärkten noch 
immer hoch, obwohl sich die Situation in den 
letzten Jahren deutlich verbessert hat. Da 
dies jedoch auch im Ausland der Fall war, 
konnte sich die Schweiz im direkten Ver-
gleich nicht verbessern, vermochte aber den 
Regulierungsrückstand gegenüber den be-
sonders „liberalen“ angelsächsischen und 
skandinavischen Länder etwas zu reduzie-
ren. 

Dennoch besteht weiterhin ein Handlungsbe-
darf. Im vorliegenden Zusammenhang ist je-
doch zu sehen, dass ein Abbau der Regulie-
rungsdichte in erster Linie direkt auf das 
Wachstum der Produktivität wirkt. Der (indi-
rekte) Wirkungskanal „Deregulierung –>  
Innovationssteigerung –> Produktivitäts-
wachstum“ ist eher von sekundärer Bedeu-
tung. 

Die seit den frühen neunziger Jahren insbe-
sondere in der Industrie eingetretene Ver-
schlechterung der Innovationsleistung, die 
auch dazu geführt hat, dass der Innovations-
vorsprung der Schweiz gegenüber einigen 
Länder weitgehend eingebüsst hat, ist – wie 
schon erwähnt – in erster Linie durch die da-
mals einige Jahre anhaltende ungünstige 
makroökonomische Entwicklung zu erklären. 
Im Unterschied zu den übrigen europäischen 
Ländern, die nach der Überwindung der Re-
zession von 1991/93 bis ins Jahr 2000 einen 
praktisch ungebrochenen Aufschwung ver-

zeichneten, rutschte die Schweizer Wirtschaft 
1995 in eine zweite, bis 1997 dauernde Re-
zession. Infolge dieser die neunziger Jahre 
prägenden Schwächephasen schmolzen die 
Finanzreserven vieler Unternehmen dahin, 
mit der Folge, dass Innovationsprojekte an 
Tiefe verloren bzw. ganz fallengelassen wur-
den. Für eine bei strukturellen Faktoren an-
setzende Erklärung (strukturelle Hemmnis-
faktoren, Spezialisierungsmuster in der In-
dustrie) der unbefriedigenden Entwicklung 
der Innovationsleistung findet sich kaum em-

pirische Evidenz. Festzuhalten ist schliess-
lich, dass die staatlichen Ausgaben für F&E 
der zyklisch bedingten Abschwächung der 
Innovationsausgaben und -leistung der Pri-
vatwirtschaft nicht nur nicht entgegengewirkt, 
sondern diese sogar noch verstärkt hat. Vor 
diesem Hintergrund kommt einer Steuerung 
der makroökonomischen Entwicklung, wel-
che grössere Konjunkturausschläge in den 
F&E-Ausgaben zu vermeiden trachtet, gros-
se Bedeutung zu. 

Die Firmeninterviews ergaben, dass die 
meisten Unternehmen eine Strategie der Ver-
stetigung ihrer F&E-Aufwendungen anstre-
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Tabelle 10: Gesamtindikator für die Regulierungsdichte auf dem Produktmarkt 

 Restriktionsgrad 
(je höher der Wert, umso restriktiver die Regulierung (Skala 0 bis 6) 

 
Rangierung 

 State control Entrepreneur-ship Trade and In-
vestment 

Total Total 

 1998 2003 1998 2003 1998 2003 1998 2003 1998 2003 

Schweiz 2.8 2.2 2.3 1.9 1.7 1.0 2.2 1.7  7  7 
Niederlande 2.7 1.9 1.9 1.6 0.9 0.7 1.8 1.4  4  6 
Schweden 2.2 1.9 1.9 1.1 1.4 0.8 1.8 1.2  4  4 
Finnland 3.3 2.3 2.1 1.1 1.1 0.6 2.1 1.3  6  5 
Dänemark 2.2 1.3 1.4 1.2 0.9 0.8 1.5 1.1  3  3 
Österreich 2.5 1.9 1.7 1.6 1.3 0.7 1.8 1.4  4  6 
Irland 2.6 2.0 1.2 0.9 0.8 0.5 1.5 1.1  3  3 
Deutschland 2.9 2.2 2.0 1.6 0.9 0.6 1.9 1.4  5  6 
Frankreich 3.3 2.7 2.8 1.6 1.5 1.0 2.5 1.7  8  7 
Italien 4.4 3.2 2.7 1.4 1.5 1.1 2.8 1.9  9  8 
Grossbritannien 1.8 1.7 1.1 0.8 0.6 0.4 1.1 0.9  1  1 
USA 1.4 1.2 1.5 1.2 1.1 0.7 1.3 1.0  2  2 
Japan 1.9 1.5 2.4 1.4 1.3 0.9 1.9 1.3  8  5 

Quelle: Conway et al. (2005). 

ben, die aber, da die F&E-Quote (Umsatzan-
teil der F&E-Aufwendungen) konstant gehal-
ten werden soll, auf eine prozyklische Verän-
derung des Niveaus dieser Aufwendungen im 
Zuge des Konjunkturzyklus hinausläuft. Dass 
die Unternehmen eine Verstetigung ihrer In-

novationsstrategie anstreben, zeigt sich auch 
dadurch, dass sowohl Produkt- als auch Pro-
zessinnovationen unabhängig von der Kon-
junkturlage in unveränderter Relation zuein-
ander weitergeführt werden 
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C   Innovationen im Finanzsektor  
– eine Untersuchung am Finanzplatz Schweiz 

1. Einleitung 

Der Schweizer Finanzdienstleistungssektor (unter Einbezug der Pensionskassen) gene-
riert rund 16 % der inländischen Wertschöpfung und belegt über Tochtergesellschaften 
und Filialen im Ausland  zusätzlich starke Positionen. Er ist damit für die Schweizer 
Wirtschaft wesentlich bedeutender als für vergleichbare Länder (Ausnahme Luxem-
burg). Damit ist zu vermuten, dass die traditionellen Statistiken zur Innovation ein unzu-
reichendes Bild  vermitteln.  

Der Arbeitskreis Kapital und Wirtschaft hat 
sich zum Ziel gesetzt, eine zusätzliche Inno-
vationsstudie über den Finanzsektor zu lan-
cieren. Diese wurde in Form persönlicher In-
terviews4 mit Führungskräften aus verschie-
denen Finanzdienstleistungsunternehmen 
durchgeführt. Befragt wurden insgesamt 11 
Unternehmen aus den drei Bereichen Ban-
ken, Versicherungen und Finanzboutiquen. 
Durchgeführt wurden die Interviews und die 
Kurzstudie zwischen Februar und April 2006 
durch das Swiss Banking Institute der Uni-
versität Zürich im Rahmen des Projektes 
Swiss Financial Center Watch (Prof. Dr. Hans 
Geiger und Vivien Kappel). 

Die Methode der Befragung einzelner Akteu-
re ermöglicht vertiefte Einsichten in den Mik-
ro-Bereich der Finanzinnovation.  

Für die Analyse der gesamten Dynamik der 
Finanzinnovation wären zusätzlich Makro-
Analysen der Marktstrukturen des Finanzsek-
tors nötig. Wesentliche Innovationen haben 
nicht innerhalb der bestehenden Akteure und 
Geschäftsmodelle stattgefunden, sondern 
wurden durch neue Finanzdienstleister (z.B. 
Hedge Fonds oder unabhängige Vermö-
gensverwalter) oder durch die Verlagerungen 
von Geschäften aus den Bilanzen der Fi-
nanzintermediäre in die Finanzmärkte (z.B. 
Verbriefung von Umweltrisiken oder Kredit-
geschäften) generiert.   

 

                                                                    
4  Grundlage der Gespräche war ein Interview-

Leitfaden, der den zuständigen Personen vorab 
zugeschickt wurde. Leitfaden und grafische Aus-
wertung der Umfrageresultate finden sich bei 
http://www.swisscapital.org  

2. Finanzdienstleistungen und ihre 
spezifischen Eigenschaften 

Als klassischer Dienstleistungssektor unter-
scheidet sich der Finanzdienstleistungssektor 
in verschiedenen Aspekten von den Industrie-
sektoren. 

Eine Finanzdienstleistung setzt sich typischer-
weise aus zwei Komponenten zusammen:  

 einem Finanzprodukt (eine Aktie, ein 
strukturiertes Produkt, ein Hypothekar-
kredit) und 

 den mit der Erbringung der Dienstleistung 
verbundenen Geschäftsprozessen. Hier-
bei geht es einerseits um den  

a. Beratungsprozess zwischen Finanz-
dienstleister und Kunde,  

anderseits um 

b. Abwicklungsprozesse beim Finanz-
dienstleister, beim Kunden und oft 
auch zwischen verschiedenen Fi-
nanzdienstleistern. Ausgeprägt ist 
dieser „Street Side Bereich“ im Ban-
kensektor, z.B. in der Form der Swiss 
Value Chain. 

Im alltäglichen Sprachgebrauch wird eine 
Dienstleistung jedoch vielfach als Produkt 
des Dienstleistungssektors bezeichnet. Da-
durch entstehen definitorische Ungenauigkei-
ten und methodische Probleme, die sich 
auch in der Analyse von Innovationsaspekten 
des Finanzdienstleistungssektors nieder-
schlagen. Die traditionelle Unterscheidung 
von Produkt- und Prozessinnovationen 
scheint im Finanzsektor oft nicht sinnvoll. 
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Das Ziel der vorliegenden Studie ist es, ein 
Grundverständnis für die spezifischen Eigen-
heiten von Innovationen im Finanzbereich zu 
schaffen. Daraus soll eine Grundlage entste-
hen, die es künftig erlaubt, Innovationen im 
Finanzbereich gezielter zu bearbeiten und die 
Innovationskraft des Finanzsektors, der einen 
bedeutenden Pfeiler der Schweizer Volks-
wirtschaft darstellt, mittels eines adäquaten 
Vorgehens systematisch zu erforschen.  

3. Resultate  
Die Umfrage gliedert sich in vier Blöcke: 

 Angaben zu den Marktverhältnissen 
 Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten 
 Innovationsaktivitäten 
 Investitionen und Konjunkturschwankungen 

Im Folgenden werden ausgewählte Resultate 
zusammenfassend dargestellt. 

a. Angaben zu den Marktverhältnissen 

„Produkte sind leicht substituierbar“ 

Das Wettbewerbsumfeld ist durch eine hohe 
Bedrohung durch Markteintritt neuer Konkur-
renten sowie durch die leichte Substituierbar-
keit der Produkte und Dienstleistungen cha-
rakterisiert. Produkte sind kaum patentierbar. 
Die hohe Substituierbarkeit, die auch zwi-
schen dem Banken- und Versicherungssek-
tor besteht, wird u. a. darauf zurückgeführt, 
dass Finanzunternehmen nicht nur ihre eige-
nen, sondern auch Produkte der Konkurrenz 
vertreiben. Die vergleichsweise hohe Substi-
tuierbarkeit der Produkte und Dienstleistun-
gen wird im Vertriebsbereich jedoch dahin-
gehend relativiert, als neue Konkurrenten 
aufgrund hoher Kosten für den Aufbau eines 
Brandings und eines Distributionskanals mit 
kostspieligen Eintrittbarrieren konfrontiert 
sind, da das Finanzgeschäft ein klassisches 
Vertrauensgeschäft ist. Der Markt für Rück-
versicherung hingegen weist kaum Eintritts-
barrieren auf. 

„Wettbewerb hauptsächlich über den Preis“ 

Die Dimensionen, über die sich der Wettbe-
werb im Finanzdienstleistungsgeschäft ab-
spielt, lassen sich deutlich abgrenzen. Die 
grösste Wettbewerbsintensität liegt beim 

Preis. Obwohl der Preiskampf einen zentralen 
Wettbewerbsfaktor darstellt, sind auch die 
Qualität der Dienstleistung und die Flexibilität 
bei Kundenwünschen resp. die allgemeine 
Kundenorientierung wichtige Wettbewerbsfak-
toren, über die sich Firmen im Preiskampf von 
der Konkurrenz differenzieren können. Diese 
Faktoren sind für Vertrauensgüter von beson-
derer Bedeutung. 

b. Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten 

„Risiko im Vordergrund“ 

Zur Erkundung der Forschungs- und Entwick-
lungsaktivitäten im Finanzsektor wurde bei 
der  Befragung eine von der OECD vordefi-
nierte Liste finanzspezifischer F&E-Tätigkei-
ten verwendet.5  

Wichtigstes Einsatzgebiet der Forschung ist 
das Risiko. Sowohl im Bereich der mathema-
tischen Forschung bezüglich Risikoanalysen 
als auch in der Entwicklung von Risikomodel-
len für die Kreditpolitik wurden in den ver-
gangenen Jahren zunehmend Ressourcen 
eingesetzt (in Form von Geld und Personal). 
Als zweiter Schwerpunkt hat sich in den ver-
gangenen Jahren das Produkt-Management 
herausgebildet, das weiter ausgebaut werden  
soll. 

„Bedeutung hoch qualifizierter Arbeits-
kräfte einheitlich als hoch eingestuft – 
Verfügbarkeit am Finanzplatz Schweiz 
gut“ 

Die Frage nach der Einschätzung der Bedeu-
tung hoch qualifizierter Arbeitskräfte zur Ge-
nerierung von Innovation wurde einheitlich 
beantwortet: Hoch qualifizierte Arbeitskräfte 
sind im Dienstleistungsbereich von entschei-
dender Bedeutung für die einzelnen Unter-
nehmen und die Branche. Dies widerspiegelt 
die Erkenntnis, dass Finanzdienstleistungs-
unternehmen in ihren Produkten und Prozes-
sen vor allem auf den Faktor Humankapital 
und das damit verbundene Wissen angewie-
sen sind.  

                                                                    
5    Frascati Manual - Proposed Standard Practice for 

survey on research and experimental develop-
ment, OECD, 2002  
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Auf die Frage, wie die Verfügbarkeit hoch 
qualifizierter Arbeitskräfte an verschiedenen 
Finanzplätzen einzustufen sei, hat die Mehr-
zahl der befragten Unternehmen die Verfüg-
barkeit am Finanzplatz Schweiz, vielfach ent-
gegen der Erwartung, im europäischen Ver-
gleich als gut eingeschätzt. Einzig London 
wurde als sehr gut eingestuft. Gemäss Aus-
sagen der befragten Unternehmen liegt die 
Stärke Londons einerseits darin, dass der 
Markt insgesamt grösser ist als in der 
Schweiz. Andererseits sind in London viele 
ausländische Arbeitnehmer angesiedelt, die 
bereit sind, auch nur für einen kurzen Zeit-
raum zu arbeiten. In der Schweiz ist der 
Wunsch nach langfristigen, sicheren Arbeits-
verhältnissen von Seiten der Arbeitnehmer 
stärker.  

Eine (geringe) Mehrheit der Unternehmen hat 
bei der Anstellung hoch qualifizierter Arbeits-
kräfte in den vergangenen Jahren keine Eng-
pässe verzeichnet. Die Einführung der Per-
sonenfreizügigkeit für EU-Bürger hat bei der 
Mehrzahl der befragten Unternehmen zu ei-
ner erleichterten Anstellung geführt. Auch der 
Frage, ob die Unternehmen sich durch die 
Einführung der erweiterten Personenfreizü-
gigkeit eine zusätzliche Entlastung erhoffen, 
wurde mehrheitlich zugestimmt. 

c.  Innovationsaktivitäten 

„Neue Produkte – Variation oder Innova-
tion?“, „The process is the product“ 

Eines der Hauptziele der vorliegenden Studie 
war, Innovationen im Finanzbereich als Ge-
samtes zu verstehen und zu versuchen, eine 
Grundlage zu schaffen, um zu einem späte-
ren Zeitpunkt vertiefte Analysen zu ermögli-
chen. Dazu muss in einem ersten Schritt ein 
möglichst allgemeingültiges Vokabular und 
ein gemeinsames Verständnis geschaffen 
werden. Zu diesem Zweck wurde den befrag-
ten Unternehmen je eine Definition für Pro-
duktinnovationen und Prozessinnovationen 
unterbreitet. Als Basis für die Definition diente 
die Standard-Definition aus dem Industrie-
Fragebogen. 

Die vorgeschlagene Definition für Produkt-
innovationen  fand insgesamt Zustimmung: 

Produktinnovationen sind neue Produkte 
(oder neue Kombinationen bereits beste-
hender Produkte) aus Sicht der Unter-
nehmung, die hinsichtlich ihres Einsatzes  
(neue, zusätzliche Kunden), ihrer Qualität 
(dahinter stehende Kundenleistung) oder 
ihrer Zusammensetzung (verbesserte Er-
reichung der Kundenwünsche) für den 
Nachfrager neu sind. 

Es gab auch einige Kritikpunkte: Mehrfach 
wurde darauf hingewiesen, dass es sich bei 
einer Innovation um ein aus Sicht des Kun-
den neues Produkt handelt, nicht aus Sicht 
der Unternehmung. Bei neu lancierten Fi-
nanzprodukten handelt es sich oft um neue 
Kombinationen bestehender Produkte oder 
aber um Anpassungen oder Erweiterungen 
bestehender Produkte. Damit stellt sich die 
Frage, ob es sich dabei eher um Variationen 
oder aber um wahre Innovationen handelt. 
Um eine Trennung zwischen Variation und 
Innovation zu ermöglichen, wurde von den 
befragten Unternehmen u. a. vorgeschlagen, 
die innerbetrieblichen Hürden, die ein neues 
Produkt bis zur definitiven Zulassung zu 
durchlaufen hat, als Anhaltspunkte zu ver-
wenden. Braucht es zur Lancierung eines 
neuen Produkts Anpassungen in verschiede-
nen Bereichen wie zum Beispiel der Doku-
mentation (Recht), dem Rechnungswesen, 
der Abwicklung oder dem Risk Management, 
so handelt es sich um eine Innovation. Sind 
hingegen keine innerbetrieblichen Anpas-
sungen notwendig, so handelt es sich eher 
um eine Variation. 

Der Vorschlag für die Definition einer Pro-
zessinnovation war deutlich umstrittener: 

Prozessinnovationen betreffen den Ein-
satz technisch neuer oder neuartiger resp. 
verbesserter Verfahren zur Erbringung 
(oder Abwicklung) von Dienstleistungen. 

Es wurde insbesondere darauf hingewiesen, 
dass Prozessinnovationen nicht ausschliess-
lich den Einsatz technischer Neuigkeiten 
betreffen, sondern auch Änderungen resp. 
Verbesserungen von Verfahren und Abwick-
lungen, Neustrukturierungen und Änderun-
gen des Business Models umfassen würden. 
Ein Bankvertreter hat am Beispiel eines neu-
en Beratungsprozesses im Private Banking 
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darauf hingewiesen, dass sich Produkt- und 
Prozessinnovationen oft nicht voneinander 
trennen lassen: The process is the product.  

„Wissensintensive Dienstleister mehrheit-
lich ohne Wissensmanagementsystem“ 

Für Finanzdienstleistungsunternehmen sind 
das eingesetzte Humankapital und das Wis-
sen die zentralen Produktionsfaktoren. Ange-
sichts dieser Tatsache erstaunt es, dass eine 
geringe Mehrheit der befragten Unternehmen 
über kein systematisiertes Wissensmanage-
mentsystem verfügt.  

In den unterschiedlichen Antworten spiegeln 
sich jedoch mehr unterschiedliche Verständ-
nisse des Begriffs „Wissensmanagementsys-
tem“ als tatsächliche Unterschiede. Die be-
fragten Private Banker bezeichneten ihre 
Portfoliomanagement-Systeme nicht als 
„Wissensmanagementsysteme“, der Versi-
cherer das vor kurzem eingeführte „globale 
Underwriting-System“ jedoch schon. In der 
geschäftlichen Bedeutung im Sinne eines 
technischen Produktionsfaktors sind sich die 
beiden Systeme aber durchaus ähnlich. 

In den Diskussionen des allgemeinen Phä-
nomens „Wissensmanagement“ wurde deut-
lich, dass dem persönlichen Kontakt und dem 
informellen Austausch zur Weitergabe von 
Wissen innerhalb des Unternehmens weit 
höhere Bedeutung zugesprochen wird als 
technischen Systemen. Vor allem kleinere 
Firmen sehen in persönlicher Nähe und ra-
scher Reaktion einen Vorteil im Innovations-
bereich. In grossen Firmen spielt die fach-
spezifische Ausbildung eine bedeutende Rol-
le im Wissensmanagement. 

„Vervollständigung der Märkte für Risiken 
sowie Regulierung und Steuern treiben 
Produktinnovation“ 

Zur Identifikation der Faktoren, die im Fi-
nanzbereich zur Innovation von Produkten 
und Prozessen führen, wurden die befragten 
Unternehmen aufgefordert, eine Liste mögli-
cher Faktoren zu bewerten. Aus den Antwor-
ten wurde deutlich, dass für die Mehrzahl der  
Befragten auf der Produktseite die Vervoll-
ständigung der Märkte für Risiken den zent-
ralen Innovationstreiber darstellt. Bei den 
Prozessen steht die Minimierung resp. Re-

duktion von Transaktionskosten als Treiber 
im Vordergrund.  

Auch die Minimierung resp. die Reduktion der 
Kosten für Regulierung und Steuern, die 
beim Kunden anfallen, fördert die Entwick-
lung neuer Produkte. Die Reduktion der Kos-
ten für Regulierung und Steuern, die zu Las-
ten der Firma anfallen, spielt sowohl für die 
Produkt- als auch für die Prozessinnovation 
eine spürbare Rolle. 

„Gesetze, Regulierung und illiquide Märk-
te hemmen Innovation“ 

Die Frage nach den entscheidenden Hemm-
nissen für Innovationen im Finanzbereich hat 
zu unterschiedlichen Antworten geführt. Ob-
wohl Regulierung und Steuern von den Be-
fragten als innovationstreibende Faktoren  
identifiziert wurden, werden regulatorische 
Vorschriften und Steuern gleichzeitig auch 
als Hemmnis für Innovationen wahrgenom-
men. Aber auch illiquide Märkte, die Ge-
wohnheit der Menschen oder nicht handelba-
re Risiken wurden als wichtige hemmende 
Faktoren genannt. Der Bereich der jungen 
„Finanzboutiquen“ scheint auf regulatorische 
und steuerliche Änderungen besonders emp-
findlich zu reagieren. 

„Finanzdienstleistungsunternehmen verfü-
gen über F&E-Abteilungen“ 

Entgegen der Erwartung hat sich aus den 
Gesprächen gezeigt, dass auch Finanzunter-
nehmen zentrale F&E-Abteilungen besitzen, 
die sich mit der Entwicklung neuer Produkte 
und Prozesse beschäftigen. Dazu zählen  
u. a. das Financial Engineering, das Produkt-
management, das Portfolio- oder Riskmana-
gement. Die meisten dieser Abteilungen sind 
nicht auf Unternehmungs- oder Konzernebe-
ne zentralisiert, sondern pro Fachbereich or-
ganisiert. 

„Innovationen nicht systematisch doku-
mentiert / erfasst“ 

Die Frage, ob Innovationen systematisch 
gemessen und in Kennzahlen festgehalten 
werden, oder ob Statistiken über die in einem 
Jahr neu eingeführten Produkte und Prozes-
se existieren, wurde mehrheitlich verneint. 
Einige Unternehmen betonten, dass sie eine 
Messung oder Quantifizierung der Innovatio-



19 

nen  im Sinne der Nachprüfungen im Rah-
men der Investitionskontrolle vornehmen.  

Eine Möglichkeit, Anzahl und Bedeutung neu 
eingeführter Produkte grob einschätzen zu 
können, bietet das Bewilligungsverfahren. Al-
le befragten Unternehmen verfügen über ein 
zwingendes Bewilligungsverfahren für neue 
Finanzprodukte. Grosse Firmen verfügen  
über ein System aus mehreren Bewilligungs-
instanzen, die, je nach Art der Produktinnova-
tion, Anträge prüfen und formell bewilligen. 
Solche Bewilligungsprozedere bieten die 
Möglichkeit, die pro Zeitperiode bewilligten 
Produkte pro Instanz zu ermitteln. So ergäbe 
sich zumindest ein grobes Bild über die Inno-
vationstätigkeit im Produktbereich. 

„Keine Abwanderung wissensintensiver 
Geschäftsbereiche“ 

Die Frage, ob in den vergangenen Jahren ei-
ne geographische Verschiebung gewisser 
(insbesondere wissensintensiver) Geschäfts-
bereiche ins Ausland stattgefunden hätte, 
verneinte die Mehrzahl der befragten Unter-
nehmen. Die Abwanderung an andere 
Standorte, wie zum Beispiel die Verschie-
bung des Investment Banking Geschäfts 
nach London, ist somit kein allgemeiner 
Trend. 

d. Investitionen und Konjunkturschwan-
kungen 

„Zumeist prozyklisches Verhalten im Kon-
junkturverlauf“ 

Zuletzt wurde das Investitionsverhalten von 
Finanzunternehmen in konjunkturell schwa-
chen Phasen erfragt. Zudem wurde ermittelt, 
wie dieses Verhalten vom Eigentümer / Akti-
onariat beeinflusst ist. 

Insgesamt ergab sich ein homogenes Bild. 
Die Mehrzahl der Unternehmen bezeichnet 
ihr Verhalten als prozyklisch. Wenige Unter-
nehmen verfolgen eine Politik des „avera-
ging“. In einem Gespräch wurde auf einen 
strategischen Durchbruch dank eines konse-
quent antizyklischen Investitionsverhaltens 
hingewiesen.  

Die Bedeutung des Aktionariats für das Ver-
halten der Unternehmung im Konjunkturver-

lauf wurde von der Mehrheit der Unterneh-
men als hoch eingestuft. Im Versicherungs-
bereich wirken die Regulierung und Aufsicht 
sowie die Rating-Agenturen noch stärker 
prozyklisch als die Finanzanalysten und In-
vestoren. 

4. Schlussfolgerungen  

Das Ziel dieser Kurz-Studie war einerseits, 
ein Grundverständnis für Innovationen im Fi-
nanzbereich zu schaffen und andererseits ei-
nen ersten Einblick über den aktuellen Stand 
der Finanzinnovationen am Finanzplatz 
Schweiz zu erhalten. 

Der Finanzsektor besteht aus verschiedenen 
Sub-Sektoren (Banken, Versicherungen,  
Finanzboutiquen etc.), die sich - trotz einiger 
Gemeinsamkeiten - in den Markt- und Wett-
bewerbsverhältnissen, den Strukturen der 
einzelnen Unternehmen oder auch der Ab-
hängigkeit vom Konjunkturverlauf teilweise 
massiv unterscheiden.  

Die Befragung ausgewählter Akteure ermög-
licht trotz dieser Unterschiede einige gene-
relle Einsichten im Mikro-Bereich der Finanz-
innovation: 

 Die Dynamik der Innovation von Produk-
ten und Prozessen im Finanzbereich der 
Schweiz ist – u. a. aufgrund der hohen 
Substituierbarkeit der Produkte - hoch. Al-
le befragten Personen zeigten grosses In-
teresse am Thema. 

 Hoch qualifizierte Arbeitskräfte spielen 
eine zentrale Rolle für die Innovation. Die 
Verfügbarkeit am Finanzplatz Schweiz ist 
gut. Allerdings sind deren Kosten hoch, 
und einzelne Akteure suchen kosten-
günstigere Standorte für ausgewählte 
Funktionen. 

 Das Geschäftsklima für Finanzinnovatio-
nen am Finanzplatz Schweiz ist gut, ent-
sprechend finden kaum Abwanderungen 
wissensintensiver Geschäftsbereiche an 
andere Standorte statt. 

 Trotz allgemein günstigem Geschäftskli-
ma werden regulatorische Vorschriften 
und Steuern teilweise als Innovations-
hemmnisse empfunden. Der Bereich der 
jungen „Finanzboutiquen“ scheint auf re-
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gulatorische und steuerliche Änderungen 
besonders empfindlich zu reagieren. 

 Die wichtigsten Treiber der Produktinno-
vation sind die Vervollständigung der 
Märkte für Risiken und die Minimierung 
der Kosten von Steuern und Regulierung 
für die Kunden. Bei der Prozessinnovati-
on steht die Reduktion von Trans-
aktionskosten als Treiber im Vordergrund. 

Gezielte (staatliche) Massnahmen zur Inno-
vationsförderung, die über die Schaffung ei-
nes günstigen Umfeldes (Steuern, liberaler 
Arbeitsmarkt, wenig Bürokratie, hohe Le-
bensqualität etc.) hinausgehen, scheinen 
nicht angezeigt. Eine Ausnahme bildet die 
Förderung der Ausbildung und Forschung. 
Die Kontakte zwischen den Akteuren und 
den Hochschulen finden mehr auf der Perso-
nen- als auf der Institutionenebene statt. Dies 
ist Ausdruck starker Netzwerkeffekte in ei-
nem Finanzcluster. Die Ansiedlung innovati-
ver Finanzcluster wurde durch einzelne Kan-
tone erfolgreich unterstützt, und zwar nicht 
nur durch steuerliche Massnahmen.   

Wesentliche Innovationen haben ausserhalb 
der traditionellen Akteure und Geschäftsmo-
delle stattgefunden. Die Dynamik im Bereich 
der „Finanzboutiquen“ und der Verlagerung 
von Geschäften aus den Bilanzen der Fi-
nanzintermediäre in die Finanzmärkte ist 
hoch. Im nicht regulierten Bereich der  
„Finanzboutiquen“ sind in den letzten Jahren 
viele und qualitativ hoch stehende Arbeits-

plätze entstanden, welche den Rückgang im 
Banken- und Versicherungsbereich mehr als 
kompensierten. Zur Erforschung dieser Ent-
wicklung sind zusätzliche Makro-Analysen 
angezeigt. 

Die Möglichkeiten für breit angelegte und  
regelmässige Umfragen zur Innovation im ge-
samten Finanzbereich sind beschränkt. Güns-
tiger scheinen die Voraussetzungen für fo-
kussierte Untersuchungen einzelner Innova-
tionsaspekte. Bei der vertieften Analyse von 
Innovationen im Finanzsektor sind daher fol-
gende Punkte zu beachten: 

 Analysen sollten nach Sub-Sektoren ge-
trennt durchgeführt werden. 

 Je nach Sub-Sektor sollte in der Analyse 
zusätzlich nach Geschäftsbereichen un-
terschieden werden. 

 Die häufig bestehende Untrennbarkeit 
von Produkt- und Prozessinnovation er-
fordert eine klare Definition der Begriffe 
und Grössen, anhand derer die Analyse 
durchgeführt wird. 

Quantitative Aussagen über Innovationen 
sind aufgrund der spezifischen Eigenschaften 
in Finanzunternehmen nur beschränkt mög-
lich. Auswertungen der innerbetrieblichen 
Bewilligungsverfahren für neue Produkte stel-
len möglicherweise eine Methode dar, um 
Produktinnovationen zahlenmässig zu erfas-
sen. 
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D   Schlussfolgerungen und Postulate  

Beschäftigung und Wohlstand in der 
Schweiz hängen massgebend von einer 
leistungsfähigen wissensbasierten Wirt-
schaft mit hoher Wertschöpfung ab. Einen 
wichtigen Wachstumsfaktor bilden dabei 
die Innovationsaktivitäten unserer Unter-
nehmen. Nur mit einer permanenten Ge-
nerierung von Wissen, dessen effizienten 
Nutzung sowie einer schnellen Umset-
zung wird die Schweiz im internationalen 
Wettbewerb langfristig bestehen und sich 
ein kontinuierliches wirtschaftliches 
Wachstum sichern können. 

Wie die Basiserhebungen (Vgl. Teil A) zei-
gen, befindet sich die Schweiz bezüglich 
Innovationen, trotz einer sowohl im zeitli-
chen als auch im internationalen Vergleich 
relativ schwachen Zunahme der F&E-Auf-
wendungen in den 90er Jahren, nach wie 
vor in einer beneidenswert starken Positi-
on. Die Bestätigung dafür finden wir auch 
in den jüngsten Publikationen des Bun-
desamtes für Statistik und von economie-
suisse6. Dabei verdeutlicht insbesondere 
der erste Rang unseres Landes in den Ka-
tegorien „Innovation und Unternehmer-
geist“ (Input-Indikatoren) sowie „Geistiges 
Eigentum“ (Output-Indikatoren) die gros-
sen Anstrengungen, welche die Schwei-
zer Unternehmen zur Förderung der Inno-
vation und zu deren kommerziellen Ver-
wendung unternehmen. 

Vieles ist somit gut, die Schweizer Wirt-
schaft ist innovativ, und wir brauchen un-
ser Licht nicht unter den Scheffel zu stel-
len.  
                                                                    
6  Vgl. Bundesamt für Statistik, Das Innovationssys-

tem der Schweiz im internationalen Vergleich, 
Neuenburg 2006; economiesuisse / BfS, For-
schung und Entwicklung in der schweizerischen 
Privatwirtschaft, Zürich 2006 und economiesuis-
se, Die Schweiz im Wettbewerb der Wissensge-
sellschaft, Zürich 2006.   

Dennoch stellt sich die Frage, wie wir un-
sere gute Stellung halten oder in einem 
wettbewerbsmässig immer härter wer-
denden Umfeld noch ausbauen können. 
Andere Länder holen diesbezüglich deut-
lich auf. 

Innovation kann nicht verordnet werden. 
Ständige Innovationen  bei den Produkten 
und in den Produktionsprozessen sowie 
die Lancierung neuer Waren und Dienst-
leistungen leben von Passion, Risikobe-
reitschaft, unerwarteten Entwicklungen, 
Fehlern, Entdeckerfreude und sogar Cha-
os. Bildung und Forschung bilden jedoch 
die unentbehrliche Grundlage für Innova-
tionsaktivitäten. Ein entwicklungs- und wirt-
schaftsfreundliches Umfeld mit unterneh-
merfreundlichen Rahmenbedingungen ist 
eine Grundvoraussetzung für die Innovati-
onsfähigkeit und -bereitschaft. Die Finan-
zierung scheint, mindestens bei beste-
henden Unternehmen, ein zweitrangiges 
Problem zu sein. Die Problematik scheint 
eher in der kritischen Grösse der Unter-
nehmen bzw. in der Chancen-Risiko-
Abwägung zu liegen. Unverhältnismässig 
hohe Kredite können bei einem Misserfolg 
die Existenz vor allem - aber nicht nur - 
der jungen Unternehmen gefährden, und 
zusätzliche mitbestimmende Investoren 
sind nicht in jedem Fall erwünscht.  

Die Bedeutung der Innovation für unser 
Land ist in Politik, Wissenschaft und Wirt-
schaft unbestritten und bildet ein perma-
nentes, wichtiges Diskussionsthema. Eine  
Unzahl von Statements, Artikeln und Pub-
likationen legt darüber Zeugnis ab. Nur die 
Rezepte und Prioritäten weichen zum Teil 
voneinander ab und wenn es um die nöti-
ge Zuteilung von Mitteln geht, werden gu-
te Vorsätze sehr schnell vergessen. 
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Dennoch gab es in letzter Zeit diverse po-
sitive Aspekte und Entwicklungen zu re-
gistrieren, die uns in die richtige Richtung 
führen: 

 Die neue Bildungsverfassung schafft 
die Voraussetzungen für eine besser 
strukturierte Zusammenarbeit zwi-
schen Bund und Kantonen und fördert 
damit raschere Entscheidungsabläufe. 
Dabei werden auch die Eckwerte des 
Hochschulsystems in der Verfassung 
definiert. Dies wird eine markante Ver-
besserung gegenüber dem heutigen 
Zustand mit sich bringen, vorausge-
setzt die Umsetzung auf der Geset-
zesstufe hält sich an diese Grundsät-
ze. Allerdings wird die Qualität des Bil-
dungssystems auch in Zukunft weitge-
hend von der Qualität des Lehrkör-
pers, der Förderung der Leistungsbe-
reitschaft von Dozenten und Studie-
renden sowie der Organisation der 
einzelnen Schulen abhängen. 

 Sowohl der Bund wie auch die Privat-
wirtschaft haben seit 2000 die F&E-
Aufwendungen wieder erhöht. Das 
Schwergewicht lag dabei bei der Pri-
vatwirtschaft. Die bereits erwähnte Er-
hebung des BfS und der economiesu-
isse zeigt, dass die Extramuros-F&E-
Aufwendungen sich mit CHF 4’046 
Mio. für das Jahr 2004 seit 2000 mehr 
als verdoppelt haben, während sich 
die Aufwendungen innerhalb der eige-
nen vier Wände von CHF 7’888 Mio. 
auf CHF 9’603 Mio. erhöht haben. Da-
zu kommen die Aufwendungen in den 

ausländischen Zweigunternehmen. 
2004 betrugen die F&E-Aufwendun-
gen der Privatwirtschaft 2,2% des BIP, 
was im internationalen Querschnitt ei-
nen Spitzenwert darstellt. Die F&E-
Aufwendungen des öffentlichen Sek-
tors (Staat, Hochschulen und private 
Organisationen ohne Erwerbszweck) 
machten in der Schweiz hingegen nur 
0,67% des BIP aus, womit die Schweiz 
leicht unter dem Mittel der EU25 lag. 

 Einzelne Hochschulen suchen ver-
stärkt den Kontakt und die Zusam-
menarbeit mit der Wirtschaft, sei es 
durch gemeinsame Forschungsprojek-
te mit Unternehmen sowie via Tech-
noparks, Innovationswettbewerben, 
Venture-Incubators oder Technologie-
transferstellen. So baut z.B. die ETH 
ihre Technologie-Transferstellen aus 
und unterstützt eine Initiative, bei der 
sich ETH-Abgänger als Coaches um 
Belange der KMU kümmern. Auch die 
2005 geschaffenen fünf Konsortien für 
den Wissens- und Technologietransfer 
(WTT) sind geeignet, den Austausch 
von Wissen zwischen Hochschulen 
und Wirtschaft zu verstärken. Für Aus-
senstehende war es bis heute jedoch 
nicht immer einfach, das passende In-
stitut bzw. die kompetenten Fachleute 
für ein spezifisches Anliegen zu finden.  

Wo liegt nun der zusätzliche Handlungs-
bedarf, der für ein innovationsförderndes 
Umfeld sorgt, damit sich die Wachstums-
kräfte in der schweizerischen Wirtschaft 
voll entfalten können?  
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Postulate 
Wir fassen unsere Überlegungen in sieben Themenkreise zusammen: 

  I . 
Priorisierung von Bildung, For-
schung und Innovation im Rah-
men der Staatsausgaben 
Der Bildungsstandort Schweiz soll ge-
stärkt und weiter ausgebaut werden. Die 
Diskussionen um die anstehende Bot-
schaft für Bildung, Forschung und Inno-
vation (BFI) haben in diesem Punkt eine 
beeindruckende überparteiliche Einigkeit 
gezeigt. Obwohl allen klar ist, dass die 
Zukunft unseres Landes sehr stark von 
der Qualität unseres Wissensplatzes ab-
hängt, kommt der BFI-Bereich nicht vom 
6. Platz in der Prioritätenliste im Rahmen 
der Finanzplanung weg, und die ver-
meintliche Einigkeit geht in den Budget-
debatten meist rasch wieder verloren. 
Bildung und Forschung sollten eine hö-
here Priorität bei den Staatsausgaben 
erhalten. In den Budgets des Bundes 
müssen die zusätzlichen Mittel so be-
messen sein, dass damit nicht nur die 
bereits fest geplanten zusätzlichen Bun-
desausgaben im Fachhochschulbereich 
und die auf den Bund zukommenden 
Mehrausgaben im Bereich der Berufsbil-
dung abgedeckt werden können. Für  
Universitäten und andere Zwecke wie 
Nationalfonds und KTI bliebe ansonsten 
wenig übrig, was umso bedauerlicher ist, 
wenn man bedenkt, dass z.B. die Bun-
desbeiträge für den ETH-Bereich, bei 
Einrechnung der Teuerung, seit 1996 
real um 12% abgenommen haben. 

Die Schweizer Bildungsausgaben in Hö-
he von 1,2% des BIP liegen unter dem 

OECD-Durchschnitt von 1,3%. Die be-
züglich Innovation an die Spitze aufge-
rückten skandinavischen Länder setzen 
zwischen 1,4 und 1,8% für die Bildung 
ein. Zusätzliche BFI-Mittel dürfen uns je-
doch nicht davon abhalten, deren Ein-
satz zu überprüfen und die Effizienz des 
Steuerungssystems im Bildungssektor 
sowie dessen Strukturen zu hinterfragen. 
Es geht also nicht nur um mehr Geld, 
sondern auch um die möglichst effiziente 
Verwendung der zu Verfügung stehen-
den Finanzmittel. 

  II . 
Qualitätssteigerung in Bildung 
und Forschung 
Spitzenleistungen in Ausbildung und Bil-
dung sind zu fördern und dies impliziert 
einerseits konkurrenzfähige Weltspitze in 
selektiven Gebieten wie andererseits 
auch die Sicherung eines „überdurch-
schnittlichen Durchschnitts“. Die Hoch-
schulen brauchen mehr Professuren und 
einen besseren Mittelbau für die vielen 
Studierenden, wobei für die Verbesse-
rung der Betreuungsverhältnisse die Er-
höhung der Studiengebühren, mit einem 
dazugehörenden sozialverträglichen Fi-
nanzierungssystem, kein Tabu sein soll-
te. Der Arbeitskreis Kapital und Wirt-
schaft hat dieses Thema in seiner 2004 
erschienenen Studie „Neue Wege zur 
Hochschulfinanzierung“ ausführlich be-
handelt. Bei den Universitätsprofessoren 
muss Lehre und Forschung gleich ge-
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wichtet werden (Einheit von Forschung 
und Lehre im Humboldtschen Sinne). 
Eine bessere Qualität der Lehre führt 
sowohl zu besseren Studierenden als 
auch zu mehr und besseren Forschern. 
Selbstverständlich sollte es den Hoch-
schulen auch künftig möglich sein für 
bestimmte Bereiche reine Forschungs-
professuren zu schaffen. 

Die Autonomie der Hochschulen, was 
deren Führung anbelangt, ist eine Vor-
aussetzung für die Erfüllung ihrer Aufga-
ben. Die staatlichen Rahmenbedingun-
gen sollten darauf Rücksicht nehmen. 
Ein Hochschulpräsident oder ein Rektor, 
der Managementfähigkeiten haben soll-
te, muss mit den nötigen Leitungskom-
petenzen ausgestattet werden. Checks 
und Balances ihm gegenüber müssen 
durch einen effizient arbeitenden und 
kompetenten Hochschulrat wahrge-
nommen werden. In der föderalistischen 
Schweiz ist die Hochschulgesetzgebung 
in den Kantonen aber noch (zu) sehr un-
terschiedlich und wird oft auch nicht 
mehr den globalen Herausforderungen 
gerecht. 

Trotz der notwendigen weitgehenden 
Autonomie ist eine Konsolidierung im 
Studienangebot der Hochschulen unum-
gänglich. Die Schweiz weist im internati-
onalen Vergleich nach den USA die 
höchsten absoluten Ausgaben pro Stu-
dierenden aus und liegt gemessen als 
Anteil am BIP pro Kopf sogar an der 
Spitze. Einer der Gründe dafür liegt im 
stark diversifizierten und nicht selten 
doppelspurigen Lehrangebot an den 
Hochschulen. Eine Bereinigung der Stu-
dienangebote unter den Hochschulen ist 
daher dringlich. Studienangebote die an 
den einzelnen Hochschulen nicht mehr 
genügend Studenten und Diplomanden 
anziehen, sollten sofort an einer Hoch-

schule konzentriert oder sogar ganz in 
Frage gestellt werden und nicht erst, 
wenn die entsprechenden Professoren 
das Pensionsalter erreichen. Die an-
sonsten immer wieder geforderte Flexibi-
lität und Mobilitätsbereitschaft muss sich 
auch in diesem Bereich auswirken kön-
nen.  

Um sich international im Spitzenfeld zu 
positionieren, sind die Bildung von Kom-
petenzzentren und Clustern sowie die 
Schaffung kritischer Massen in der For-
schung notwendig. Bestehende Partner-
schaften wie z.B. ETH-Uni Basel, ETH-
HSG, ETH-Uni Zürich, sollten in Zukunft 
weiter verstärkt und durch Standortkon-
solidierungen ergänzt werden. 

Nicht aufgegeben werden darf unser 
schweizerisches Berufsbildungssystem. 
Eine Berufslehre schafft Identität und I-
dentifikation. Die Kombination von mo-
derner Lehre, leistungsfähiger Berufs-
schule und profilierter Fachhochschule 
bleibt zukunftsweisend, selbst wenn 
durch unser System der Anteil der Stu-
dienabgänger mit Tertiärbildung gegen-
über anderen Ländern dadurch etwas 
tiefer ausfallen sollte. Wichtig bleiben je-
doch  - nicht zuletzt aufgrund der sich 
abzeichnenden demographischen Ent-
wicklung - der Ausbau des berufsorien-
tierten Weiterbildungsangebotes auf ho-
hem Niveau und das Schaffen von An-
reizen zur lebenslangen Nutzung dieses 
Angebots. Der Grundsatz vom lebens-
langen Lernen hat bei uns noch nicht 
überall Fuss gefasst und ist in Ländern 
wie Dänemark, Norwegen oder Grossbri-
tannien wesentlich ausgeprägter (Bele-
gung beruflicher Kurse im Erwerbsalter). 

Gerade in Bezug auf die Berufslehre ist 
die Ausnutzung des vorhandenen Aus-
bildungspotenzials von besonderer Be-
deutung. Auch für bildungsfernere Kreise 
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und leistungsschwächere Schulabgän-
ger sind im gesamtwirtschaftlichen Inte-
resse die Voraussetzungen zum Eintritt 
in eine Berufslehre zu schaffen.  

  III . 
Zusammenarbeit von Hochschu-
len und Wirtschaft 
Fortschritte bezüglich des Zugangs der 
Unternehmen zu den Hochschulen sind, 
wie bereits erwähnt, unverkennbar. Die 
getroffenen Massnahmen wären allen-
falls noch besser und breiter zu kommu-
nizieren, da sie bei den Unternehmen, 
wie aus den Firmeninterviews hervor-
ging, nicht überall bekannt sind. Die Kri-
tik der Maschinenindustrie wegen der 
zuwenig an der Anwendung orientierten 
Forschung und zu vielen internationalen 
Prestigeprojekten ist deshalb sorgfältig 
zu analysieren. Es ist dabei jedoch zu 
beachten, dass der internationale Ruf 
der Hochschulen mit hoher Anziehungs-
kraft für Professoren und Studierende 
auch für die Wirtschaft langfristig von 
grosser Bedeutung ist und nicht einseitig 
zugunsten von direkt umsetzbarer For-
schung und Entwicklung  geopfert wer-
den darf. 

Probleme bei Zusammenarbeitsprojek-
ten zwischen Hochschulen und Unter-
nehmen haben sich in letzter Zeit bezüg-
lich des Eigentums des „Intellectual Pro-
perty (IP)“ ergeben. Während es früher 
gängige Praxis war, dass den Unter-
nehmen als Auftraggeber die For-
schungsergebnisse einschliesslich dar-
aus resultierender Schutzrechte zufielen, 
ist dies nun häufig nicht mehr oder nur 
nach zähen Verhandlungen möglich. 
Auslöser für den Wandel sind Transfer- 

und Verwertungszentren an Hochschu-
len und öffentlichen Forschungseinrich-
tungen, die versuchen, die entstehenden 
Erfindungen für die Hochschule zu 
schützen und selbst zu verwerten. Aller-
dings fehlen den Hochschulen dann da-
zu öfters die dafür nötigen Finanzmittel. 
Der an und für sich für eine unternehme-
risch geführte Hochschule positive An-
satz ist zu überdenken, da durch die 
Kommerzialisierung des IP unter Um-
ständen der Anreiz für Forschungs-
aufträge der Industrie beeinträchtigt wird.  

  IV . 
Verbesserung der Rahmenbedin-
gungen für Frauen 
Das kreative Potential der Frauen wird 
für die Wissensgesellschaft unseres 
Landes zu wenig genutzt, was wir uns 
auf Dauer nicht leisten können. Obwohl 
vermehrt im Bewusstsein von Wissen-
schaft, Wirtschaft und Politik, sind infle-
xible Arbeitszeitmodelle, mangelnde 
Kinderbetreuung und zu wenige Ganzta-
gesschulen immer noch Hinderungs-
gründe für eine vermehrte Erschliessung 
des bedeutenden femininen Wissens-
potentials. Der hohe Anteil der gut aus-
gebildeten und erwerbstätigen Frauen in 
Skandinavien zeigt, wie positiv sich Kin-
derbetreuung auf Frauenqualifikation 
und -karrieren und damit auch auf das 
BIP der skandinavischen Länder aus-
wirkt. Frauenquoten sind dagegen abzu-
lehnen. Sie wirken diskriminierend. 
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  V . 
Nationalfonds / KTI 
Die beiden Institutionen als Pfeiler der 
staatlichen Forschungsförderung genies-
sen in der Wirtschaft einen guten Ruf, 
haben laufend Verbesserungen vorge-
nommen und sind weiter zu stärken. 
Auch hier wären die seit 10 Jahren stag-
nierenden Budgets zu erhöhen. Diverse 
Anregungen der interviewten Firmen fin-
den sich im Teil B „Wirtschaftspolitische 
Implikationen“ der vorliegenden Studie. 

Als Transferförderinstrument begrüsst 
wird das von der KTI neu initiierte Vou-
cher-Prinzip, nach dem auch Unterneh-
men einen KTI-Antrag stellen und sich 
nach Genehmigung eine Hochschule als 
Partner aussuchen können. Zu prüfen 
wäre laut Wunsch verschiedener Unter-
nehmen, ob auch kleinere Projekte (un-
ter CHF 50’000), und diese allenfalls mit 
einem einfacheren Bewilligungsverfah-
ren, unterstützt werden könnten. 

  VI . 
Förderung von Firmengründun-
gen, Venture Capital und steu-
erliche Erleichterungen 
Während bei alteingesessenen  Firmen 
die Finanzierung von Innovationen kaum 
Probleme verursacht, werden Neugrün-
dungen innovativer Firmen in der Schweiz 
nur zögerlich mit Risikokapital unterstützt. 
Vor allem Investoren für die Seedphase 
zu finden ist äusserst schwierig.  

Es ist deshalb zu prüfen, ob das beste-
hende Bundesgesetz über Risikokapital-

gesellschaften genügt, um private Inves-
titionen in Venture Capital ausreichend 
attraktiv zu machen. 

Die Förderung von Firmengründungen 
könnte durch eine Sofortmassnahme er-
folgen mit der neu gegründete, unab-
hängige und innovative Unternehmen in 
den ersten drei Jahren von der Besteue-
rung befreit werden. Die jungen Firmen 
haben beim Start andere Überlebenspri-
oritäten und zahlen in der Regel in der 
Anfangsphase sowieso nur wenig Steu-
ern. Allerdings würden dadurch neue 
Ausnahmetatbestände und Wettbe-
werbsverzerrungen geschaffen, so dass 
die Argumente für und gegen eine sol-
che Massnahme sorgfältig gegeneinan-
der abgewogen werden müssen. 

Innovationserfolge sind niemals sicher, 
regulatorische Hemmnisse beeinträchti-
gen jedoch die Innovationstätigkeit mit 
Sicherheit.  Nicht nur bei jungen Unter-
nehmen, aber hier ganz besonders, 
kommt heute der Geschwindigkeit von 
der Innovation bis zur Markteinführung 
eine hohe Bedeutung zu. Auch in die-
sem Bereich spielt deshalb die KTI eine 
wichtige Rolle. 

F&E-Aufwendungen von Unternehmen 
können bereits heute steuerlich als Be-
triebsaufwendungen abgezogen werden, 
bisher haben jedoch die Steuerbehörden 
Rückstellungen für F&E-Projekte abge-
lehnt. Eine derartige Praxis ist zu über-
legen, obwohl die Definition und Inter-
pretation von F&E zu einigen Problemen 
führen dürfte. Eine Prüfung ist nichtsdes-
totrotz anzustreben. Ein gewisser Hand-
lungsbedarf wird auch bei der Ausgestal-
tung der Mehrwertsteuer gesehen, wel-
che gerade Forschungsaktivitäten und 
Neugründungen besonders belasten 
kann. 
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  VII . 
Regulierungen und administra-
tiver Aufwand 
Wir sollten uns beständig um einen Ab-
bau der ausufernden Bürokratie bemü-
hen und nicht mehr versuchen alle Le-
bensbereiche bis ins Detail zu regeln. So 
sind z.B. gegenwärtig 76 Berufe regle-
mentiert. Die Mehrwertsteuer-Regulie-
rungen umfassen bereits 2’300 Seiten. 
Die eidgenössische Sammlung der Er-
lasse umfasste 2005 über 6’000 Seiten, 
vor 5 Jahren waren es noch 3’000. Die-
ser Paragraphen-Dschungel behindert 
Wachstum, Produktivität, Arbeitsplätze, 
Wettbewerbsfähigkeit, Vitalität, die Freu-
de am Unternehmertum und zu guter 
Letzt auch eine dynamische Entwicklung 
von Innovationen. 

Vereinfachen und reduzieren wir die Re-
gulierungen, indem wir primär Grund-
sätzliches, ohne Detailwut festlegen und 
dafür Verstösse bei   Grundsätzlichem 
und Missbräuchen hart bestrafen. Ent-

scheidende Schritte in diesem Prozess 
bilden die folgenden Ansätze: 

 Grundsätzlich sind alle Regulierun-
gen auch auf Wirtschaftsfreundlich-
keit zu überprüfen, 

 für alle Regulierungen sind einge-
hende Kosten-Nutzen-Analysen vor-
zunehmen, 

 Firmengründungen müssen weiter 
vereinfacht werden und 

 idealerweise sind alle Regulierungen 
mit automatischen Verfalldaten (Sun-
set-  Gesetze) zu versehen, an de-
nen deren Wirksamkeit im Hinblick 
auf eine eventuelle Verlängerung  
überprüft werden muss. 

Die Eidgenössische Bankenkommission 
geht diesbezüglich mit gutem Beispiel 
voran, indem sie das Aufsichtsrecht mit 
dem Grundsatz, nur so weit als nötig zu 
regulieren, durchforstet hat und dabei 
bei sieben von dreiundzwanzig überprüf-
ten Regulierungen einen Reduktions- 
oder Abschaffungsbedarf feststellen 
konnte. Ein guter, nachahmenswerter 
Beginn. 
 

Zusammenfassung der Überlegungen 
Die Innovationstätigkeit in der Schweiz hat 
in der Vergangenheit ein im internationa-
len Vergleich hohes Niveau erreicht. Das 
gute Zusammenspiel von Staat, Hoch-
schulen und Unternehmen bildete dazu 
eine wesentliche Voraussetzung. In den 
letzten Jahren haben aber andere Volks-
wirtschaften in Bezug auf die Innovations-
leistungen erheblich aufgeholt. 

Bildungs- und Wissenschaftssystem, 
staatliches Wirken und unternehmerisches 
Handeln sollten daher dahingehend über-

prüft werden, ob und inwieweit Innovations-
fähigkeit und -bereitschaft in der Schweiz 
noch verbessert werden kann. Erfah-
rungsgemäss sind es vor allem – isoliert 
betrachtet – unbedeutend erscheinende 
Einzelhemmnisse, die zusammen jedoch 
die Innovationstätigkeit durchaus negativ 
beeinflussen können.  

So wichtig für innovierende Unternehmen 
der Zugriff auf externes Wissen ist, so 
wichtig ist für den Staat und die Wirtschaft 
insgesamt das Lernen aus ausländischen 
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Erfahrungen. Zur Förderung der Innovati-
onstätigkeit sollte die Suche nach neuem 
Wissen im Ausland nicht darauf be-
schränkt bleiben, was dort geforscht wird, 
sondern auch wie dort das Bildungs- und 
Forschungssystem organisiert ist und wie 
Forschungsvorhaben erfolgreich abgewi-
ckelt werden. Die USA haben z.B. gezeigt 
wie ein nachhaltiger „Brain drain“ in Gang 
gesetzt werden kann. Die Schweiz ist 
nach wie vor ein höchst attraktiver Stand-
ort für hoch qualifiziertes „Human capital“. 
Diese Chancen gilt es vermehrt zu nutzen. 
Mit Stipendien und anderen Finanzie-
rungsinstrumenten können bereits gut 
qualifizierte Nachwuchswissenschaftler 
aus dem Ausland zur weiteren Ausbildung 
und Forschung an den Schweizer Hoch-
schulen gewonnen und bei entsprechen-
den Angeboten auch nach Abschluss ihrer 
Ausbildung für die inländische F&E erhal-
ten werden.  

Viele an sich gute Ansätze scheitern im-
mer wieder an einem falsch interpretierten 
Föderalismusgedanken. Der Föderalis-
mus soll in dem hier betrachteten Kontext 
den Wettbewerb um die beste Lösung 
staatlicher Aufgaben in den Bereichen 
Erstausbildung auf allen Ebenen, berufli-
che Weiterbildung, Grundlagenforschung 
und im Wissenstransfer von Hochschulen 
an die  Unternehmen erbringen. Dabei 
dürfen die aus einer interkantonalen Zu-
sammenarbeit möglichen Skalenvorteile 
nicht unberücksichtigt bleiben und die le-
diglich auf formelle Kooperationen be-
schränkten Zusammenarbeitsformen müs-
sen hinterfragt werden. Studien- und Lern-

bedingungen müssen sich bedarfsgerecht 
und zielgerichtet weiterentwickeln können. 
Der bestehende Mangel an Wettbewerb 
bei den Bildungsangeboten ist zu beseiti-
gen. Kantonale Besonderheiten, Empfind-
lichkeiten und alle Arten von Besitzstands-
wahrung dürfen die Effizienz des Bildungs- 
und Forschungssystems nicht mehr län-
ger behindern. 

Eine ganz entscheidende Rolle für die 
Förderung der Innovationstätigkeit kommt 
jedoch der Politik zu. Den Stimmbürgern 
ist die Bedeutung von Bildung und For-
schung für die Wahrung und Mehrung des 
Wohlstandes in der Schweiz immer wie-
der deutlich zu machen. Der weit verbrei-
teten latenten Wissenschafts- und Tech-
nikfeindlichkeit ist entgegenzutreten. Es 
dürfen nicht nur die Risiken des wissen-
schaftlichen und technischen Fortschritts 
thematisiert werden, es muss auch über 
die damit verbundenen Chancen gespro-
chen werden. Wenn sich der Stimmbürger 
mit Moratorien gegen bestimmte wissen-
schaftliche und technische Entwicklungen 
wehrt, muss klar gemacht werden, dass 
der entsprechende Fortschritt dann halt 
nur in anderen Volkswirtschaften statt fin-
det und die Dynamik des wissenschaftli-
chen und technischen Fortschritts dadurch 
nicht aufgehalten werden kann. Die Politik 
hat auch dafür Sorge zu tragen, dass be-
reits im Unterricht in den Primar- und Se-
kundarschulen die Natur- und Ingenieur-
wissenschaften wieder einen gebühren-
den Platz bekommen und nicht ein Nähr-
boden für künftige Technikfeindlichkeit 
und Wissenschaftsskepsis gelegt wird. 
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